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Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 4 a bis 4 f auf:

a) Abgabe einer Erklärung durch die Bundeskanzle-
rin

zum G8-Weltwirtschaftsgipfel vom 6. bis
8. Juni 2007 in Heiligendamm

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (19. Ausschuss) 

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Christian
Ruck, Anette Hübinger, Dr. Wolf Bauer, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/
CSU sowie der Abgeordneten Dr. Sascha
Raabe, Gabriele Groneberg, Dr. Bärbel Kofler,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der
SPD

Die deutsche G8- und EU-Präsidentschaft –
Neue Impulse für die Entwicklungspolitik 

– zu dem Antrag der Abgeordneten Hellmut
Königshaus, Dr. Karl Addicks, Jens
Ackermann, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der FDP

Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007
zur Reform der Entwicklungszusammen-
arbeit der Europäischen Union nutzen

– zu dem Antrag der Abgeordneten Thilo Hoppe,
Ute Koczy, Jürgen Trittin, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN

Reformen für eine gerechte Globalisierung –
Deutsche G8-Präsidentschaft für Klima-
schutz und nachhaltige Entwicklung nutzen
– zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 

Mitteilung der Kommission 
EU-Entwicklungszusammenarbeit: Mehr,
besser und schneller helfen 
KOM (2006) 87 endg.; Ratsdok. 7067/06

– Drucksachen 16/4160, 16/2833, 16/4151,
16/1101 Nr. 2.16, 16/4880 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Anette Hübinger 
Dr. Sascha Raabe 
Hellmut Königshaus 
Heike Hänsel 
Thilo Hoppe 

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten
Hartwig Fischer (Göttingen), Eckart von
Klaeden, Anke Eymer (Lübeck), weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der CDU/CSU sowie
der Abgeordneten Dr. Herta Däubler-Gmelin,
Gert Weisskirchen (Wiesloch), Niels Annen, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Für eine Politik der gleichberechtigten Part-
nerschaft mit den afrikanischen Ländern

– Drucksachen 16/4414, 16/5311 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Anke Eymer (Lübeck)
Brunhilde Irber 
Marina Schuster 
Wolfgang Gehrcke 
Kerstin Müller (Köln)

d) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten
Winfried Nachtwei, Alexander Bonde, Dr. Uschi
Eid, weiterer Abgeordneter und der Fraktion des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN

Für eine Wiederbelebung des nuklearen Ab-
rüstungsprozesses im Rahmen der deutschen
EU- und G8-Präsidentschaft

– Drucksachen 16/3011, 16/4586 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Dr. Karl-Theodor Freiherr zu
Guttenberg 
Uta Zapf 
Dr. Werner Hoyer 
Dr. Norman Paech 
Jürgen Trittin 

e) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten
Dr. Uschi Eid, Margareta Wolf (Frankfurt) und
der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN
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Reformpartnerschaften mit Afrika intensivie-
ren – Afrika muss auf die Tagesordnung des
G8-Gipfels in Deutschland 2007 

– Drucksachen 16/2651, 16/5440 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Anke Eymer (Lübeck)
Brunhilde Irber 
Marina Schuster 
Dr. Norman Paech 
Dr. Uschi Eid 

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulla
Lötzer, Wolfgang Gehrcke, Heike Hänsel, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der LINKEN

Menschen statt Profite – Nein zu G8

– Drucksache 16/5408 –

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die
Aussprache im Anschluss an die Regierungserklärung
anderthalb Stunden dauern. – Ich höre auch dazu keinen
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat
die Bundeskanzlerin, Frau Dr. Angela Merkel.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich

denke, Sie haben Verständnis, dass ich diese Regierungs-
erklärung nicht beginnen kann, ohne auch von meiner
Seite für die Bundesregierung der Opfer des Anschlags
vom vergangenen Samstag in Kunduz zu gedenken.
Drei deutsche Soldaten und mehrere afghanische Zivi-
listen verloren bei diesem feigen Anschlag ihr Leben.
Unsere Soldaten verloren ihr Leben bei der Unterstüt-
zung des Auftrages der internationalen Staatengemein-
schaft, den Menschen im geschundenen Afghanistan
bessere Lebensbedingungen zu bieten und den Terroris-
mus einzudämmen. Im Namen der Bundesregierung
spreche ich in dieser schweren Stunde den Hinterbliebe-
nen unser tiefes Mitgefühl aus. Den Verletzten wünsche
ich baldige Genesung.

Den Menschen in Afghanistan sage ich: Es wird den
Terroristen nicht gelingen, uns von unserem Einsatz für
Freiheit, Demokratie und die Achtung der Menschen-
rechte abzubringen. Deutschland steht an Ihrer Seite.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Frank
Spieth [DIE LINKE])

Die deutschen Soldaten in Afghanistan und all die zivi-
len Helfer von Nichtregierungsorganisationen leisten
Herausragendes. Sie verdienen unser aller Unterstützung
und unseren herzlichen Dank. Ihr Einsatz ist unverzicht-
bar.

Meine Damen und Herren, auf Einladung des deut-
schen Vorsitzes wird der diesjährige G-8-Gipfel Anfang
Juni in Heiligendamm stattfinden. Er bietet uns ein ein-
maliges Forum, um gemeinsam mit den Staats- und Re-
gierungschefs der Gruppe der G 8 und der wichtigsten
Schwellenländer über die politischen Antworten auf
drängende globale Fragen unserer Zeit zu diskutieren.
Wie schon in Sankt Petersburg vor einem Jahr, so wer-
den uns auch in Heiligendamm aktuelle außen- und
sicherheitspolitische Fragen beschäftigen, genauso wie
sie an diesem Wochenende die G-8-Außenminister be-
schäftigen werden.

Die blutigen Unruhen im Gazastreifen lassen uns
nicht ruhen. Der Raketenbeschuss aus den palästinensi-
schen Gebieten auf Israel hat wieder zugenommen. Die-
ser Beschuss muss aufhören, er muss erneuten Versu-
chen zur Vertrauensbildung Platz machen. Gewalt führt
zu keiner Lösung der Probleme. Die Lösung liegt unver-
ändert in der Vision von zwei Staaten in sicheren Gren-
zen und in Frieden: für das jüdische Volk in Israel und
für das palästinensische in Palästina. Die Region insge-
samt muss zur Ruhe kommen. Deshalb dürfen die anhal-
tenden Versuche, die Regierung des Libanons zu schwä-
chen, nicht zum Erfolg führen. Der Schlüssel dafür liegt
darin, dass auch Syrien zu einer konstruktiven Haltung
findet und den Libanon endlich diplomatisch anerkennt. 

Auch die gemeinsame Sorge um das Atompro-
gramm des Iran wird in Heiligendamm Thema sein.
Für uns ist klar: Wenn die Führung des Landes ihren in-
ternationalen Verpflichtungen nachkommt, sind wir zu
einer weitreichenden Kooperation mit dem Iran bereit.
Wenn das nicht der Fall ist, wird der Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen weiter entschlossen reagieren.

Die Erörterung außenpolitischer Fragen kam in den
80er-Jahren auf die Tagesordnung der Weltwirtschafts-
gipfel, wohingegen in den ersten Jahren ausschließlich
Wirtschaftsthemen im Mittelpunkt der Beratungen
standen. Seit den 90er-Jahren schließlich werden auf den
G-8-Gipfeln regelmäßig auch umwelt- und entwick-
lungspolitische Themen beraten. 

Beim ersten Weltwirtschaftsgipfel, 1975 auf dem
Schloss Rambouillet, sprach noch niemand von Globali-
sierung. Heute steht die Globalisierung im Mittelpunkt
unserer Beratungen. Wir wissen: Die Globalisierung bie-
tet große Chancen, Chancen für Wachstum, für Beschäf-
tigung, für Wohlstand und für Freiheit, und zwar für alle
Länder. Mehr noch: Sie bietet eindeutig mehr Chancen
als Risiken. Wir müssen diese Chancen allerdings erken-
nen, und wir müssen sie nutzen. Gerade Deutschland hat
als exportorientiertes Land in großem Maße von den
Freiheiten der Globalisierung profitiert. Über 8 Millio-
nen Arbeitsplätze hängen heute vom Export ab. Das sind
immerhin 2,5 Millionen mehr als vor zehn Jahren. Der
Exportanteil an unserem Bruttoinlandsprodukt hat sich
in den letzten zehn Jahren fast verdoppelt. In Deutsch-
land beträgt er heute 45 Prozent. 

Aber auch andere Länder, allen voran unsere mittel-
und osteuropäischen Nachbarn, verdanken ihren wach-
senden Wohlstand den Freiheiten der Globalisierung.
Nicht zuletzt eröffnen Globalisierung und freier Welt-
handel auch und gerade den Entwicklungsländern große
Chancen. In vielen dieser Länder, nicht zuletzt in Afrika,
hat das Wachstum in den vergangenen Jahren deutlich
zugenommen. 
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Und doch weckt die fortschreitende Globalisierung
bei vielen Menschen in Deutschland wie in anderen Län-
dern erhebliche Ängste. Diese Ängste nimmt die Bun-
desregierung ernst. Viele Menschen stellen bohrende
Fragen: Kann die Globalisierung überhaupt noch poli-
tisch gestaltet werden? Gibt es Alternativen zur Globali-
sierung, so wie sie abläuft? Wird Europa seinen Wohl-
stand in diesem Wettbewerb bewahren können?

Diese Fragen wischen wir genauso wenig einfach
vom Tisch wie den öffentlichen Protest, der sich daran
anschließt. Natürlich muss sich dieser Protest an der Sa-
che orientieren, und er muss friedlich sein. In der über-
großen Mehrheit ist er das auch. Denken wir an die
unzähligen Initiativen von Schulen, Kirchen und Nicht-
regierungsorganisationen, die zum G-8-Gipfel in ganz
Deutschland und ganz besonders in der Nähe des Austra-
gungsortes geplant sind. 

Ich sage ganz klar: Wer zu Gewalt greift, der macht
Dialog unmöglich. Diejenigen, die Sicherheitsmaßnah-
men heute lautstark kritisieren, wären die ersten, die den
Sicherheitsbehörden mangelnde Vorsicht vorwerfen
würden, wenn Gewalt ausbrechen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir sollten mit unseren Worten behutsam umgehen.

(Zuruf von der LINKEN: Wohl wahr!)

Umgekehrt gilt aber auch – ich sage das ganz unmiss-
verständlich –: Wer friedlich demonstriert, dessen Anlie-
gen ist nicht nur legitim, sondern der findet auch unser
Gehör.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Ich bin der Überzeugung, dass die Politik durch die
Globalisierung weder entbehrlich noch machtlos wird.
Ich schließe mich ausdrücklich nicht der weitverbreite-
ten Einschätzung an, dass die Politik keinen Einfluss auf
die Globalisierung nehmen kann und ihr daher nur hin-
terherläuft. Im Gegenteil: Wir können und wir müssen
Globalisierung nicht nur im jeweils eigenen Land, son-
dern auch auf internationaler Ebene politisch gestalten.
Hierfür ist die G 8 ein wertvolles Gremium. Das ist ganz
wesentlich und der Sinn dieser Treffen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP)

Es geht bei der G 8 nicht darum, spezifische Interes-
sen der führenden Industrieländer gegen den Rest der
Welt durchzusetzen. Das wäre der völlig falsche Ansatz.
Es geht vielmehr darum, bei Fragen, die die ganze Welt
betreffen, gemeinsam zu Fortschritten zu kommen und
die Verantwortung der führenden Industrieländer hierbei
deutlich zu machen. Deshalb hat die Bundesregierung
die G-8-Präsidentschaft unter das Motto „Wachstum und
Verantwortung“ gestellt. Denn wir wollen, dass die G-8-
Länder ihre Verantwortung für die globalen Entwicklun-
gen wirklich wahrnehmen. 

Neu ist, dass wir dies wesentlich stärker als in der
Vergangenheit im Dialog mit wichtigen Schwellenlän-
dern anstreben. Daher werden wir schon beim G-8-Gip-
fel in Heiligendamm am 8. Juni mit den Staats- und Re-
gierungschefs aus China, Indien, Brasilien, Mexiko und
Südafrika zusammenkommen. Wir wollen die G 8 nicht
zu einer G-13-Gruppe erweitern. Aber wir wissen: Ohne
die Schwellenländer sind Fortschritte etwa beim Klima-
schutz, bei der Welthandelsrunde oder beim besseren
Schutz geistigen Eigentums heute nicht denkbar. Wir
wollen bei diesen Fragen ein gemeinsames Verständnis
entwickeln, das über den kleinsten gemeinsamen Nenner
ein großes Stück hinausgeht. Ziel dabei ist der Aufbau
einer neuen Kooperation der G 8 mit den großen
Schwellenländern in Form eines sachorientierten Dia-
logs, der über das Treffen in Heiligendamm hinaus fort-
gesetzt werden soll. 

Sieben Themen stehen im Mittelpunkt des Gipfels.

Erstes Thema: der globale Aufschwung. Wir wollen
die Risiken für die Fortsetzung des Aufschwungs be-
grenzen. Oder andersherum: Wir wollen alles tun, um
den Aufschwung der weltweiten Wirtschaft zu versteti-
gen. Dass sich die Weltwirtschaft in guter Verfassung be-
findet, haben IWF und Weltbank bei den Frühjahrs-
tagungen noch einmal deutlich gemacht. Die deutsche
Wirtschaft hat hieran maßgeblichen Anteil. In diesem
und im kommenden Jahr können wir mit einem Wachs-
tum von deutlich mehr als 2 Prozent rechnen. Ich darf
hier sagen: Die Politik der Bundesregierung, der Drei-
klang von Sanieren, Investieren und Reformieren, zeigt
Wirkung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Lassen Sie es mich hier noch einmal sagen: Was
wurde uns nicht alles von der Opposition und von Sach-
verständigen vorhergesagt? Unsere Politik – so hieß es
das ganze letzte Jahr – werde den beginnenden Auf-
schwung zerstören. Keines dieser Untergangsszenarien
ist eingetreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Der Aufschwung ist stark. Das liegt wahrlich nicht al-
lein, aber auch an der Festigkeit der Großen Koalition,
die sich nicht vom Kurs des Dreiklangs von Sanieren,
Reformieren und Investieren abbringen lässt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wir wissen: Die Finanzmärkte sind ein essenzieller
Bestandteil unserer globalen Wirtschaftsordnung. Ihre
Stabilität verdient unsere besondere Aufmerksamkeit. In
den letzten Jahren haben sich mit den Hedgefonds neue
Finanzinstrumente entwickelt, die einerseits die Markt-
effizienz erhöhen, andererseits aber bisher keine ausrei-
chende Transparenz bieten. Transparenz ist nach unserer
Auffassung dringend notwendig. Nur so lassen sich die
Risiken verringern, die von Hedgefonds für die Stabilität
der Weltwirtschaft und mittelbar für das Vertrauen in un-
sere Wirtschaftsordnung ausgehen. Daher halte ich eine
ernsthafte Diskussion über mehr Transparenz bei den
Hedgefonds für unverzichtbar. Diese Diskussion erfor-
dert Geduld. Schnelle Ergebnisse können angesichts
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auseinanderliegender Wahrnehmungen nicht erwartet
werden. Aber wir müssen diese Diskussion führen. 

Ich bin sehr froh, dass es beim G-8-Finanzminister-
treffen am vergangenen Wochenende eine Annährung
gegeben hat. Die G-8-Finanzminister haben sich ein-
stimmig auf Empfehlungen verständigt, die sich an Auf-
sichtsbehörden, Geschäftspartner und Investoren in
Hedgefonds sowie an die Hedgefondsbranche selber
richten. Wichtig ist dabei, dass die Empfehlungen darauf
abzielen, insbesondere Standards für das Risikomanage-
ment zu entwickeln. Der Bundesregierung liegt sehr da-
ran, diese Standards zu einem Code of Conduct fortzu-
entwickeln. Wir wollen diesen Dialog deshalb über das
G-8-Treffen in Heiligendamm hinaus fortsetzen. Denn
diese Probleme – davon bin ich zutiefst überzeugt –
müssen gelöst werden. Ansonsten sind wir nicht kalku-
lierbaren Risiken ausgesetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Zweites Thema: Innovationen. Sie sind der Schlüssel
für Wachstum und Wohlstand. Einen besonderen Stel-
lenwert haben dabei Maßnahmen zum wirksameren
Schutz des geistigen Eigentums. Produktfälschung und
Markenpiraterie sind insbesondere für die innovativen
Industrien in Deutschland einen Riesenproblem. Immer-
hin 30 Prozent der weltweiten Patentanmeldungen im
Maschinenbau stammen aus Deutschland. Der effektive
Schutz dieser Erfindungen liegt ganz klar in unserem In-
teresse. Wenn das nicht gelingt, werden wir auf den in-
ternationalen Märkten erhebliche Wettbewerbsnachteile
haben.

Dieses Thema gewinnt – das merken wir – auch in
den Schwellenländern an Bedeutung. Es gibt daher ein
zunehmend gleichgerichtetes Interesse daran, den
Schutz von geistigem Eigentum und von Innovationen
zu fördern. Vor diesem Hintergrund streben wir gemein-
same Strategien bei der Bekämpfung von Produkt- und
Markenpiraterie an. Darüber hinaus wollen wir den Dia-
log mit den Schwellenländern über die Umsetzungs-
schwierigkeiten und die Verbesserungsmöglichkeiten
des internationalen Systems zum Schutz des geistigen
Eigentums voranbringen.

Drittes Thema: grenzüberschreitende Investitionen.
Grenzüberschreitende Investitionen sind eine zentrale
Antriebskraft für Wachstum und mehr Beschäftigung.
Dabei gewinnen alle Beteiligten, und die Weltwirtschaft
hat stets davon profitiert, dass ausländische Direktinves-
titionen in der Regel willkommen sind.

Aber wie wir sehen, gibt es mancherorts Anzeichen
dafür, dass ausländische Investoren auf neue protektio-
nistische Hindernisse stoßen. Dies gilt zum einen für die
Industrieländer selbst – hier hat es in jüngster Zeit immer
wieder solche Anzeichen gegeben, auch in Europa –,
und dies gilt zum anderen für Schwellenländer, die das
Engagement ausländischer Unternehmen oft nur mit
starken Einschränkungen zulassen, etwa in Form von
Minderheitsbeteiligungen.

Deshalb streben wir in Heiligendamm ein Bekenntnis
der G 8 zur Offenheit unserer Märkte für ausländische
Investoren an. Dabei ist mir aber Folgendes wichtig: Das
Maß an Offenheit, das ausländische Investoren auf unse-
ren Märkten vorfinden, erwarten wir grundsätzlich auch
von unseren Handelspartnern. Hier geht es um Gegen-
seitigkeit, um Reziprozität. Alles andere ist nicht akzep-
tabel.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Viertes Thema: die soziale Gestaltung der Globali-
sierung. Hier haben wir eine große Verantwortung. Of-
fene Märkte brauchen soziale Teilhabe und politische
Akzeptanz. Ich danke Vizekanzler Franz Müntefering,
dass er sich insbesondere dieses Themas ganz intensiv
angenommen hat. Fortschritte auf diesem wichtigen Ge-
biet wird es nur geben, wenn die G 8 über ihren eigenen
Tellerrand schaut. Auch hier brauchen wir ganz dringend
den Dialog mit den Schwellenländern und mit den global
agierenden Unternehmen. Dieser Dialog ist unverzicht-
bar, und er ist im Vorfeld in vielfältiger Form geführt
worden.

Vom Gipfel in Heiligendamm soll ein starkes Signal
für die Beachtung und Verbreitung sozialer Standards
ausgehen: der ILO-Kernarbeitsnorm, der OECD-Leitli-
nien für multinationale Unternehmen und des UN Global
Compact für verantwortungsvolle Unternehmensfüh-
rung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ich bin mir sicher: Ohne die Beachtung von sozialen
und – ich füge hinzu – ökologischen Mindeststandards
wird es keinen fairen Wettbewerb in der Weltwirtschaft
geben. Gerade wir, die wir in Deutschland so gute Erfah-
rungen mit der sozialen Marktwirtschaft gemacht haben,
haben jetzt, in der Phase der Globalisierung, die Auf-
gabe, diese Auffassung auch auf internationaler Ebene
mit Nachdruck zu vertreten und alles dafür zu tun, dies
auch umzusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Fünftes Thema: der Klimaschutz. Er ist ohne Zweifel
eine Herausforderung für die gesamte Menschheit; wir
haben oft darüber diskutiert. Dies haben uns die aktuel-
len wissenschaftlichen Erkenntnisse erneut und scho-
nungslos vor Augen geführt. Wir müssen die Treibhaus-
gasemissionen deutlich und zügig verringern, um die
Erderwärmung auf 2 Grad Celsius zu begrenzen. 

Deutschland setzt sich deshalb mit aller Kraft für die
Weiterentwicklung der internationalen Klimaschutzpoli-
tik für die Zeit nach 2012 ein. Beim Europäischen Rat
im Frühjahr unter unserer Präsidentschaft haben wir
hierfür auf europäischer Ebene ein ganz wichtiges Signal
gegeben. Sie wissen aber: Auf internationaler Ebene ist
die Interessenlage deutlich widersprüchlicher. Dies
wurde durch die Erörterung des Themas auf dem G-8-
Umweltministerrat und genauso auf dem EU-USA-Gip-
fel Ende April 2007 sehr deutlich gemacht. Wesentlich
ist deshalb zuerst, dass die G 8 ein gemeinsames Ver-
ständnis dafür entwickelt, wie der Klimawandel wir-
kungsvoll bekämpft werden kann und welche internatio-
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nalen Übereinkommen über 2012 hinaus abzuschließen
sind.

Ich sage Ihnen ganz offen: Ich weiß heute noch nicht,
ob das in Heiligendamm gelingt. Für mich steht aber au-
ßer Frage: Die führenden Industrieländer müssen in die-
ser Frage voranschreiten. Ansonsten werden wir den
Klimawandel nicht bekämpfen können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Nur wenn wir voranschreiten, können wir auch die wirt-
schaftlich fortgeschrittenen Schwellenländer überzeu-
gen, sich zu angemessenen Maßnahmen zu verpflichten,
natürlich ohne dass ihr Anspruch auf weiteres Wirt-
schaftswachstum damit vernichtet wird.

Ich bin froh, dass sich der Geist der Diskussion verän-
dert hat. Aus einem unversöhnlichen Gegensatz von
Ökonomie und Ökologie, der früher manchmal in den
Diskussionen hervortrat, ist heute eine Diskussion ge-
worden, durch die klargemacht wird: Beide Seiten – Um-
welt und Wirtschaft – können, wenn wir es richtig ma-
chen, davon profitieren. 

Dabei spielt die Steigerung der Energieeffizienz eine
herausgehobene Rolle. Neue Technologien für Kraft-
werke, energiesparende Gebäudetechniken, umwelt-
freundliche Kraftstoffe und Antriebe – durch dies alles
wird gleichermaßen ein Beitrag zu einer vernünftigen Si-
cherheit der Energieversorgung und zum Schutz des Kli-
mas geleistet. Deshalb wollen wir mit den G-8-Ländern
darüber sprechen, wie wir hier konkrete Fortschritte er-
reichen können. Wir müssen das Treffen in Heiligen-
damm nutzen, um die technologische Zusammenarbeit
mit den Schwellenländern hinsichtlich der Energieeffi-
zienz auszubauen, wo immer dies möglich ist.

Sechstes Thema: die Liberalisierung des Welthan-
dels. Hier stehen wir vor wichtigen Weichenstellungen. 

Deutschland hat sich von Anfang an mit allem Nach-
druck für einen erfolgreichen Abschluss der Doha-Welt-
handelsrunde eingesetzt. Ich gehe trotz des inzwischen
sehr klein gewordenen Zeitrahmens nach wie vor davon
aus, dass bei den Verhandlungen ein Durchbruch mög-
lich ist. Das heißt aber, dass alle Beteiligten ihre Verant-
wortung wahrnehmen müssen. Das tun sie, wenn sie
mehr Flexibilität zeigen und Kompromisse zum Abbau
von Handelshemmnissen und zum Wohle gerade auch
der ärmsten Länder auf dieser Welt eingehen.

Siebtes Thema: die Zukunft Afrikas. Sie wird neben
den weltwirtschaftlichen und klimaschutzpolitischen
Themen der große Schwerpunkt des Gipfels in Heiligen-
damm sein.

Wir wollen die Reformpartnerschaft mit Afrika fort-
setzen und ausbauen. Die afrikanischen Staats- und Re-
gierungschefs der fünf NEPAD-Gründerstaaten sowie
der Präsident der Afrikanischen Union, der ghanaische
Staatspräsident, werden am 8. Juni 2007 in Heiligen-
damm dabei sein. Wir wollen als G 8 die Unterstützung
für die Länder Afrikas betonen, die Verantwortung über-
nehmen und Reformen vorantreiben. Dies ist ein beson-
deres Anliegen der gesamten Bundesregierung und ins-
besondere auch unserer Entwicklungshilfeministerin.
Meine Damen und Herren, wir haben in den letzten
Tagen beim Africa Partnership Forum wieder gespürt,
wie wichtig unser Engagement für unseren Nachbarkon-
tinent ist. Wir sehen: Afrika ist in Bewegung. Es gibt be-
eindruckende Persönlichkeiten. Mehr und mehr Staaten
in Afrika werden demokratisch. Zahlreiche afrikanische
Staaten haben inzwischen ein stabiles Wirtschaftswachs-
tum von über 5 Prozent, und die Zahl der bewaffneten
Konflikte in Afrika nimmt ab.

Auf der anderen Seite bleibt aber noch sehr viel zu
tun. Wie schwierig der Prozess der Demokratisierung
und hin zur Rechtsstaatlichkeit ist, wurde jüngst durch
die Unregelmäßigkeiten bei den Wahlen in Nigeria wie-
der gezeigt. Mit allergrößter Sorge verfolgen wir auch
die Situation in Simbabwe. Die massive Einschüchte-
rung und Verfolgung politischer Gegner und die landes-
weite Zerstörung von Armenvierteln sind durch nichts
zu rechtfertigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir unterstützen natürlich die Vereinten Nationen und
die Afrikanische Union auch bei ihren Bemühungen um
ein tragfähiges Friedensabkommen für die Region Dar-
fur. Die Menschen in der Region müssen endlich durch
eine gemeinsame Friedensmission von Afrikanischer
Union und UN geschützt werden. Es gibt zwar immer
wieder leichte Fortschritte, aber für die betroffenen Men-
schen geht dies alles viel zu langsam. Deshalb wird von
Heiligendamm ein ganz klares Signal ausgehen. 

Die Millenniumsziele für Afrika sind festgelegt. Die
Phase der Zieldefinition in der internationalen Staaten-
gemeinschaft ist vorbei. Jetzt geht es um die Umsetzung.
Es steht dabei viel politische Glaubwürdigkeit auf dem
Spiel. Unsere weitreichenden Zusagen, die wir in den
letzten Jahren zur Steigerung unserer öffentlichen Ent-
wicklungsleistung gemacht haben, können Früchte tra-
gen. Wir werden diese Zusagen einhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Ich sage das ganz deutlich. Wir werden dazu auch neue
Wege gehen müssen, indem wir zum Beispiel innovative
Finanzinstrumente nutzen. Ich könnte mir vorstellen,
dass im Rahmen der parlamentarischen Beratungen zur
Versteigerung von CO2-Zertifikaten auch Projekte des
Klimaschutzes im Sinne der Entwicklungspolitik durch-
gesetzt werden könnten. Das wäre ein neuer Weg. Ich
würde das begrüßen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wir erwarten aber zugleich von unseren afrikanischen
Partnern, dass sie in ihren Reformbemühungen auch
energisch voranschreiten. Wir brauchen effiziente Insti-
tutionen und Strukturen. Ansonsten werden die Mittel,
die wir seitens der entwickelten Länder einsetzen, nicht
bei den Menschen ankommen. Das wäre fatal. 

Wir streben den kontinuierlichen Aufbau funktionsfä-
higer Gesundheitssysteme in Afrika an. Im Kampf gegen
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HIV/Aids unterstützen wir – so wie es vereinbart ist –
den universellen Zugang zu Prävention, Therapie und
Versorgung bis 2010. Hier müssen alle Beteiligten – in-
ternationale Organisationen, die afrikanischen Staaten
und die Pharmaindustrie – noch erhebliche Anstrengun-
gen unternehmen. 

Zur Bekämpfung von HIV/Aids, Tuberkulose und
Malaria hat die Bundesregierung ihre bilateralen Förder-
mittel in 2007 bereits um 400 Millionen Euro erhöht.
Als G-8-Vorsitz streben wir für Ende September auch
eine zufriedenstellende Wiederauffüllung des Global
Funds an. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, uns allen ist
klar, dass es in unserem eigenen Interesse an einer stabi-
len Weltordnung liegt, dass der afrikanische Kontinent
wirtschaftlich und politisch nachhaltige Fortschritte
macht. Unsere Agenda für den G-8-Gipfel – die sieben
Themen zu den Schwerpunkten Weltwirtschaft, Klima-
schutz und Zukunft Afrikas – zeigt insgesamt eines: Wir
wissen um Deutschlands Verantwortung in der Welt. 

Gemeinsam mit den Staats- und Regierungschefs der
G-8-Länder und der wichtigsten Schwellenländer wollen
wir der Globalisierung ein menschliches Gesicht geben.
Dazu wollen wir die richtigen Rahmenbedingungen für
mehr Wachstum und Beschäftigung setzen, und wir wol-
len Lösungen für die großen gemeinsamen Herausforde-
rungen der Menschheit wie den Klimaschutz und die Zu-
kunft Afrikas finden.

Wachstum und Verantwortung: Das ist die große
Chance der deutschen G-8-Präsidentschaft. Wir danken
allen, die daran mitarbeiten, dass aus dieser Chance auch
eine Realität wird: den Organisationen, den Mitgliedern
dieses Parlaments und den vielen Bürgerinnen und Bür-
gern, die sich für eine zukunftsfähige, menschliche Welt
engagieren.

Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – Bei-
fall bei der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem

Kollegen Dr. Guido Westerwelle für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP)

Dr. Guido Westerwelle (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Frau Bundeskanzlerin, zunächst einmal möchte ich
mich an Sie wenden: Wir, die liberale Opposition, wün-
schen Ihnen bei Ihrer Präsidentschaft bei dem G-8-Gip-
fel Erfolg im Interesse der Sache, Erfolg im Interesse un-
seres Landes. Es ist im überparteilichen Interesse, dass
der G-8-Gipfel hier in Deutschland, in Heiligendamm,
insgesamt ein Erfolg wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Das, was Sie, Frau Bundeskanzlerin, in Ihrer Regie-
rungserklärung als Ziele und als Arbeitsprogramm ge-
nannt haben, findet – wenn man von den innenpoliti-
schen Ausflügen Ihrer Erklärung absieht – ausdrücklich
auch die Zustimmung und Unterstützung der liberalen
Fraktion in diesem Hause. Wir sind der Überzeugung,
dass es vor allen Dingen richtig ist, bei dem G-8-Gipfel
in Heiligendamm die Chancen der Globalisierung zu
nutzen und zu unterstreichen; denn wer immer nur über
die Risiken der Globalisierung redet, verpasst auch alle
Chancen. 

(Beifall bei der FDP)

Deswegen ist Zuversicht bei dieser Debatte notwendig.

Die Globalisierung ist nicht irgendetwas, was einige
Herren oder Damen Staatschefs in irgendwelchen Kon-
ferenzen oder Tagungen verabredet hätten. Die Globali-
sierung ist in Wahrheit eine Zwangsläufigkeit, eine Er-
scheinung unserer Zeit. Sie ist – wenn man so will – die
zwingende Begleiterscheinung des technologischen
Fortschritts. 

Dass es einen internationalen Wettbewerb in der Wirt-
schaft und internationalen Handel gibt, ist ja nichts
Neues. In neuer Qualität hinzugekommen ist der Faktor
Zeit. Deswegen spricht man auch zu Recht von einer
Hochgeschwindigkeitsglobalisierung. Wir haben eben
nicht mehr die Zeit, die wir vielleicht noch vor einigen
Jahren hatten, um uns auf das Neue einzustellen. Das
liegt an den Informationstechnologien und auch an dem
rasant steigenden Wettbewerbsdruck aus anderen Län-
dern. 

So wie es in den letzten 20 Jahren Staaten, die wir im-
mer als klassische Entwicklungsländer betrachtet haben,
geschafft haben, zu Schwellenländern zu werden, so wie
es Schwellenländer geschafft haben, mehr und mehr zu
Ländern der Ersten Welt zu werden, so ist es auch keine
Selbstverständlichkeit, dass sich Länder, die heute in der
ersten Liga sind, auch in 20 Jahren noch dort befinden
werden. Mit anderen Worten: In Zeiten der Hochge-
schwindigkeitsglobalisierung können 20 Jahre über den
Aufstieg oder den Fall einer Nation entscheiden. 

Deswegen sind die derzeit in Deutschland zu vermel-
denden guten Wirtschaftsdaten kein Grund zu selbstzu-
friedenem Zurücklehnen, sondern ein Grund, jetzt erst
recht die Strukturreformen anzupacken. Wenn wir die
Strukturreformen jetzt abermals vertagen, weil wir glau-
ben, wir seien eigentlich aus dem Gröbsten heraus, dann
wird uns die nächste Konjunkturkrise doppelt so hart
treffen. Das ist keine verantwortliche Politik. 

(Beifall bei der FDP)

Viele sprechen ausschließlich von der wirtschaftli-
chen Komponente der Globalisierung. Ich glaube, dass
das zu kurz gegriffen ist. Bei der Globalisierung geht es
eben nicht nur – weder ausschließlich noch überwiegend –
um die Globalisierung der Wirtschaft. Es geht in weiten
Teilen auch um die Globalisierung von Wertevorstel-
lungen. Es geht zum Beispiel darum, dass der Rechts-
staat global möglich wird. Es geht darum, dass Werte
– auch humanistische, menschliche Werte – im Rahmen
der Globalisierung weltweit Gehör finden. 
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Das, was wir einst in Zeiten der neuen Ostpolitik in
der damaligen sozialliberalen Koalition als Parole ausge-
geben haben – „Wandel durch Handel“ –, ist etwas,
was in Zeiten der Globalisierung natürlich auch stattfin-
den wird. Nur wenn wir wirtschaftlich vernetzt sind, ha-
ben wir die Chance, dass auch unsere Ideale und Werte
in den Ländern Gehör finden, wo sie derzeit noch unter-
drückt werden.

(Beifall bei der FDP)

Die Globalisierung ist deswegen nicht das Schreckge-
spenst eines bösen Kapitalismus, sondern eröffnet die
Chance, dass Menschenrechte, Bürgerrechte und Werte
weltweit Geltung finden. Die Globalisierung bietet so
gesehen vor allen Dingen eine Chance für uns und das,
was wir in Deutschland als wichtig und wertvoll anse-
hen. 

Die Entwicklungsländer haben – es ist gut, Frau Bun-
deskanzlerin, dass Sie insbesondere auf die Afrikapolitik
hingewiesen haben – durch die Globalisierung vor allen
Dingen Chancen bekommen. Kolleginnen und Kollegen
von der politischen Linken in diesem Haus, Sie fordern
in Ihrem Antrag „Armutsbekämpfung statt Freihandels-
politik“. Genau das ist der Denkfehler in Ihrer Politik.
Wer den Welthandel fairer machen will, der muss ihn
eben freier machen. 

(Beifall bei der FDP – Ulla Lötzer [DIE LINKE]: 
Nur für die Konzerne freier!)

Das gilt nicht nur für uns und unsere Exporte. Vielmehr
müssen wir uns als Europäer ein neues Denken aneig-
nen. Frau Bundeskanzlerin, Sie haben recht, wenn Sie
sagen, auch andere Länder müssten sich für europäische
Produkte öffnen. Aber wir müssen fairerweise hinzufü-
gen: Das gilt auch für Europa. Ich denke zum Beispiel an
die Agrarprodukte. Auch hier muss ein faires, wettbe-
werbliches Modell eingeführt werden, das es anderen
Ländern ermöglicht, ihre Produkte bei uns abzusetzen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Die Industrieländer müssen sich also öffnen. Das sind
positive Seiten der Globalisierung, die nun möglich sind.
Entwicklungspolitik ist auch zukunftsorientierte Han-
delspolitik, die zu mehr Wohlstand, Bildung, Gesundheit
und Rechtssicherheit führt. 

Frau Bundeskanzlerin, Sie haben einen Ausflug in die
Innenpolitik gemacht. Ich habe nicht die Absicht, der
Versuchung zu widerstehen, das zu beantworten. Wenn
Sie hier allen Ernstes den Eindruck erwecken, als wären
die derzeit guten Wirtschaftswachstumszahlen in
Deutschland teilweise oder sogar überwiegend das Er-
gebnis Ihrer Arbeit in der Regierung oder der Koalition,
dann schmücken Sie sich nicht nur mit fremden Federn,
sondern Sie ruhen sich sogar auf gestohlenen Kissen re-
gelrecht aus. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Dr. Sascha Raabe [SPD]: Richtig! Das war die
Agenda 2010! Jetzt haben Sie es endlich be-
griffen, Herr Westerwelle! – Fritz Kuhn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Darauf war-
ten wir schon lange!)

Wenn Sie an dieser Stelle etwas nach vorne blickten,
dann müssten Sie meines Erachtens selbstkritisch fest-
stellen: Wenn nach fünf Jahren weltwirtschaftlichen
Wachstums der Aufschwung endlich im ersten Jahr in
Deutschland wirklich ankommt, dann gibt das eher An-
lass zur Sorge als zur Selbstzufriedenheit.

(Beifall bei der FDP)

Deswegen ist es eine Posse, wenn die SPD ruft: „Das ist
der Schröder-Aufschwung“, und dann kommt von der
Union: „Nein, das ist der Merkel-Aufschwung.“ Der
Aufschwung hat mehr mit dem milden Winter zu tun als
mit dieser Regierung. 

(Beifall bei der FDP)

Frau Bundeskanzlerin, Sie haben mit Geschick die
richtigen Thesen aufgestellt, was die Energiepolitik an-
geht. Sie haben vor allen Dingen Ihre Klimaschutzziele
genannt. Das, was wichtig wäre, haben Sie aber nicht ge-
sagt, nämlich das, was streitig ist, und zwar nicht nur in-
nerhalb der Regierung, sondern vor allen Dingen auch
unter den am G-8-Gipfel teilnehmenden Ländern. Wenn
wir in Deutschland ernsthaft der Überzeugung sind, dass
gegen den Klimawandel gearbeitet werden muss, dann
sollten Sie – anders als alle anderen Länder – beim G-8-
Gipfel nicht auf den Ausstieg aus der Kernenergie in
Deutschland bestehen. Wer den Klimawandel bekämp-
fen will, der darf nicht aus der Kerntechnologie in
Deutschland aussteigen; denn es ist eine Illusion, zu
glauben, wir könnten den Klimawandel mit einigen
Windgeneratoren aufhalten. Wir brauchen beides: rege-
nerative Energien und – das sage ich ausdrücklich – die
Kerntechnologie. Beides gehört intelligenterweise zu-
sammen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Schließlich möchte ich eine Schlussbemerkung zu
den Protesten und den berechtigten Anliegen, die vorge-
tragen werden, machen. Es ist völlig selbstverständlich,
dass auch Staatschefs beim G-8-Gipfel es ertragen müs-
sen, dass gegen sie demonstriert wird. Es ist völlig
selbstverständlich, dass das nicht mit dem vergleichbar
ist, was beispielsweise Präsident Putin in Samara gesagt
hat. Es soll übrigens ausdrücklich die Festigkeit aner-
kannt werden, mit der Sie dort russische Defizite be-
nannt haben. Ich finde es gut, dass dies geschieht. Ich
habe gar kein Problem damit, das anzuerkennen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Eines muss aber auch klar sein: Wer meint, er habe
ein Recht auf Widerstand, das auch Gewalt einschließt,
der setzt sich ins Unrecht. Wer meint, er könne bei der
Demonstration für noch so anerkannte Ziele Gewalt ein-
setzen, der wird ein Strafverfahren ernten; denn wenn
wir die Gewalt von links akzeptieren, dann wird es ein
Echo auf der rechten Seite geben. Gewalt ist kein Mittel
in der Politik. Wir müssen auch über die staatlichen
Maßnahmen reden, die wir ergreifen. Wenn man die
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Bundeswehr und ihren Einsatz in Afghanistan in einen
Terrorismuszusammenhang stellt oder das Wirken der
deutschen rechtsstaatlichen Polizei mit der Stasi ver-
gleicht, dann tun wir unserem demokratischen Rechts-
staat keinen Gefallen, sondern wir provozieren eine
Fehlentwicklung, die nicht gut ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen: Viel Erfolg für Sie bei dem Gipfel. Wir
hoffen allerdings sehr, dass Sie dort auch das anspre-
chen, was Sie hier im Hause verschweigen, weil Ihnen
der Frieden in der Koalition wichtiger ist. Manches kann
man verstehen, aber wenn die Interessen unseres Landes
nicht ausreichend verfolgt werden, dann stößt das auf
Unverständnis und Kritik. Ich jedenfalls hoffe sehr, dass
Deutschland bei diesem G-8-Gipfel ein guter und würdi-
ger Gastgeber ist und Bilder des Friedens und nicht der
Gewalttaten in die Welt gesendet werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Volker Kauder [CDU/CSU]:
Das wird so sein!)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Der Kollege Ditmar Staffelt ist der nächste Redner für

die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Ditmar Staffelt (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Wegen der Bedeutung des G-8-Gipfels wollte
ich mich eigentlich innenpolitischer Polemik enthalten;
ich will aber doch auf die von Herrn Westerwelle aufge-
worfene strittige Frage, wer nun für den Aufschwung
verantwortlich ist, wenigstens eine Antwort geben: Die
FDP ist es mit Sicherheit nicht gewesen. Deshalb sollten
Sie sich etwas zurückhalten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Der G-8-Gipfel in Heiligendamm bietet eine hervorra-
gende Möglichkeit, von Deutschland aus wichtige Im-
pulse für die Zukunftsfragen unserer Welt zu setzen.
Jene, die in G 8 eine nicht legitimierte Weltregierung se-
hen, missverstehen G 8, so glaube ich, trefflich. Niemand
will G 8 etwa zu einem UNO-Ersatzinstrument entwi-
ckeln, wir Deutsche, die wir den Multilateralismus auf
unsere Fahnen gesetzt haben, schon gar nicht. Ich frage
also die Kritiker: Wie sollen wir Globalisierung gestalten,
die Klimakatastrophe abwenden, fairen Wettbewerb or-
ganisieren, menschenwürdige Arbeitsbedingungen ent-
wickeln und den armen Ländern eine Perspektive geben,
wenn nicht die Industrieländer gemeinsame Strategien
entwickeln und Initiativen vorbereiten? Wichtig ist also
nicht die Form, sondern der Inhalt. 

Ich finde, dass dieser G-8-Gipfel eine Agenda hat, die
sich sehen lassen kann, die alle wichtigen Themen, die
die Welt bewegen und ihre Zukunft in ganz wesentlichen
Fragen bestimmen werden, enthält. Ich finde auch, dass
sich die deutsche G-8-Präsidentschaft in dieser Frage
bisher hervorragend geschlagen hat. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Der immer wieder geäußerte Vorwurf, die G 8 be-
mühe sich nicht in ausreichender Weise um den Frieden
in der Welt und die Entmilitarisierung, ist doch nichts als
Populismus; das stimmt mit den Fakten doch in keiner
Weise überein. Die außenpolitische Agenda des G-8-
Gipfels ist voll von Vorschlägen für Lösungen von Kon-
flikten in dieser Welt. Auch hier muss man sagen: Die
Regierung der Bundesrepublik Deutschland ist ein wich-
tiger Mediator, ein wichtiger Impulsgeber für mehr Frie-
den auf dieser Welt. Ich finde, auch das ist aller Aner-
kennung wert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

In einer Welt, die die alte Nachkriegsordnung sichtbar
hinter sich gelassen hat, die sich multipolar entwickelt,
die neue starke wirtschaftliche Zentren herausbildet, ist
der enge Dialog mit den Schwellenländern unerlässlich.
Wir begrüßen deshalb, dass der Beginn eines strukturier-
ten Dialogs zwischen G 8, China, Indien, Brasilien, Me-
xiko und Südafrika von Heiligendamm ausgehen wird. 

Der Prozess der Einbindung der Schwellenländer in
globale Verantwortung muss eine der herausragenden
Zielsetzungen der G-8-Aktivitäten werden. Global Go-
vernance wird ohne Schwellenländer nicht denkbar und
vor allem nicht erfolgreich sein. Ohne ihre Einbindung
in ein System des effektiven Multilateralismus drohen
uns auf der Welt zusätzliche Instabilitäten, Konflikte und
Dauerturbulenzen. Vor allem würden wir an einem ge-
hindert werden: die Schattenseiten der Globalisierung
– Armut, Ausbeutung und Umweltschäden – gemeinsam
zu bekämpfen. Wenn hier keine tragfähige Basis gefun-
den wird, dann wird es uns, glaube ich, sehr viel schwe-
rer fallen, den Demokratie- und Wertedialog mit die-
sen Ländern zu führen. Frau Bundeskanzlerin, wir halten
es deshalb für wünschenswert – das sage ich ausdrück-
lich –, diese neue Form des Dialogs unbedingt fortzufüh-
ren und den G-8-Erweiterungsgedanken der britischen
Regierung nicht völlig zu verwerfen.

Viele Entwicklungen in der Welt werden aber auch
von der Reformfähigkeit der Industriestaaten selbst
abhängen. Mit Sorge sehen wir den fortschreitenden
Vertrauensverlust globaler Institutionen, die Zunahme
von Regionalismus und Protektionismus. Umso wichti-
ger ist es, dass auch von Deutschland weitere Impulse
für die Reform des IWF und der Weltbank ausgehen. Ihr
Auftrag muss konzentriert werden, und vor allem muss
durchgesetzt werden, dass die Schwellenländer ein stär-
keres Mitspracherecht erhalten.

Es ist im Interesse des Ganzen, aber auch in unserem
Interesse: Wir brauchen Regeln und Standards in dieser
Welt. Die freien Weltmärkte sind wichtig und alternativ-
los. Aber ohne Regeln, ohne Standards werden sie einen
Schaden verursachen, den wir so nicht akzeptieren wol-
len und können.
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Deshalb ist es außerordentlich wichtig, dass gerade mit
den Schwellenländern gemeinsam die uns bewegenden
Fragen einer Regelung zugeführt werden. Ich begrüße
ausdrücklich, dass es Finanzminister Steinbrück gelun-
gen ist, mehr Transparenz in die globalen Finanzmärkte
einzuführen. Es ist nicht hinnehmbar, dass Hedgefonds
Meldepflichten und aufsichtsrechtliche Vorschriften um-
gehen, denen alle anderen institutionellen Anleger unter-
worfen sind.

(Fritz Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist gescheitert!)

Ich glaube, dass hier keine schnellen Ergebnisse zu
erwarten sind. Aber es ist ein Anfang gemacht. Herr
Kollege Kuhn, ich muss Ihnen ganz offen sagen – Sie
wissen das genauso gut wie ich –: Da werden ganz dicke
Bretter gebohrt; aber wir sollten anerkennen, dass unsere
Bundesregierung einen Fuß in die Tür gesetzt und damit
einen ersten Schritt gemacht hat. Damit ist ein Weg vor-
gezeichnet, der zum Erfolg führen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Ähnliches gilt doch auch für den Klimaschutz, der
Sie so bewegt. Selbstverständlich haben die G-8-Staaten
und auch die Schwellenländer äußerst unterschiedliche
Auffassungen über dieses Thema. Selbst wenn im Mo-
ment nicht zu erwarten ist, dass es unter der Bush-Regie-
rung in den USA zu Verpflichtungen entsprechend dem
Kiotoprotokoll kommen wird, müssen wir doch sehen:
Der Prozess des Dialogs hat in den Vereinigten Staaten
von Amerika zu erheblicher Bewegung geführt. Diese
Bewegung müssen wir aufnehmen. Wir müssen sie ka-
nalisieren. Hierbei kann Deutschland mit seinen Erfah-
rungen im Bereich des Umweltschutzes und des Klima-
schutzes eine herausragende Rolle spielen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich begrüße ganz ausdrücklich das Engagement der
Bundesregierung im Bereich der Arbeits- und Sozial-
standards. Es hat viele Jahre eine gewisse Reserviertheit
gegeben, die ILO-Kernarbeitsnormen auf der internatio-
nalen Ebene in den entsprechenden Gremien überhaupt
zu erörtern. Wir haben jetzt eine klare Linie. ILO-Kern-
arbeitsnormen und anderes wie OECD-Leitlinien für
multinationale Unternehmen oder auch Global Compact
sind das, was wir brauchen, um zum einen unsere Ar-
beitsplätze zu schützen und zum anderen menschenwür-
dige Arbeitsverhältnisse in den Ländern der Dritten Welt
und in den Schwellenländern zu ermöglichen. Deshalb
müssen wir uns vorbehaltlos dazu bekennen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Christian Ruck [CDU/CSU])

Lassen Sie mich nur anmerken, Frau Bundeskanzle-
rin: Aus meiner Sicht ist es von Mindeststandards zu
Mindestlöhnen kein allzu weiter Weg. Vielleicht könn-
ten Sie auch das in dem Zusammenhang noch einmal
überdenken. 
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

WTO und Doharunde. Wir streiten gemeinsam dafür,
dass die Dohaentwicklungsrunde doch noch ein Erfolg
wird. Die Industrieländer, die USA, aber auch Europa,
müssen sich bewegen – das ist schon zu Recht gesagt
worden –, weil ansonsten die Entwicklungsländer in die
Defensive gedrängt werden und der Vorsprung der In-
dustrieländer und der Schwellenländer weiter wächst.
Das kann nicht im Sinne einer vernünftigen Politik zur
Gestaltung einer menschenwürdigen Welt sein. Hier
muss es vonseiten der Industrieländer, vor allem der
USA, aber auch der Europäischen Union, noch ein Stück
mehr Bewegung geben. Darum bitten wir ganz aus-
drücklich. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Christian Ruck [CDU/CSU])

Dialog ist unbedingt erforderlich, weil es in diesem
Land beim Thema Globalisierung Defizite und Ängste
gibt. Die Erfahrungen sind sehr unterschiedlich. Wir
müssen – da gebe ich den Vorrednern recht – sehr viel
offensiver mit diesem Thema umgehen. Wir als Deut-
sche müssen bei diesem Thema sehr viel mehr Gestal-
tungsbereitschaft an den Tag legen. Wir haben eine hohe
Reputation in der Welt, die uns in die Lage versetzt, so
zu verfahren. Also: Der G-8-Gipfel in Heiligendamm
darf keine Eintagsfliege bleiben. Die Diskussion der
Themen dieses G-8-Gipfels muss fortgeführt werden,
auch hier im Hause, mit entsprechender parlamentari-
scher Begleitung.

Noch ein kurzes Wort zum Thema Demonstrations-
recht. Für uns Sozialdemokraten steht außer Frage: Der
Schutz der Gäste muss gewährleistet sein. Dennoch sa-
gen wir unserem Verständnis entsprechend – wir gehen
davon aus, dass das im gesamten Haus so gesehen wird –
sehr deutlich: Das Prinzip der Verhältnismäßigkeit darf
auf gar keinen Fall verletzt werden.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Claudia
Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Es darf nicht aus jedem friedlichen Demonstranten ein
potenzieller Gewalttäter werden. Deshalb kommt es sehr
darauf an, den bewährten Sicherheitskräften auch poli-
tisch noch einmal diesen Rahmen klarzumachen, damit
am Ende in diesem Land und in der Welt über die The-
men des G-8-Gipfels und nicht über Auseinandersetzun-
gen vor Ort diskutiert wird. Es wäre um die Themen und
um den G-8-Gipfel sicherlich mehr als schade. 

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich bekenne mich ganz
ausdrücklich dazu, dass wir als Deutsche eine wichtige
Aufgabe bei den G 8 wahrnehmen. Ich sehe bei aller
Kritik und allen Defiziten, die es auf diesem Globus na-
türlich immer noch gibt, dass die Bundesregierung als
Präsidentschaft einen richtigen Pfad beschritten hat. Ich
wünsche dem Gipfel, Ihnen allen guten Erfolg.

Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Dr. Gregor Gysi ist der nächste Redner für die Frak-

tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Frau Bundeskanzlerin, Sie wissen, ich versuche
immer, zu differenzieren.

(Lachen bei der CDU/CSU)

– Warten sie doch ab. – G 8 ist immer noch besser als
G 1, denn G 1 hieße, dass die USA ganz allein, ohne sich
überhaupt mit jemandem zu unterhalten, alles entschie-
den, was auf der Welt passiert. Das wollen wir nun auf
gar keinen Fall.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich füge aber hinzu: G 8 ist nicht legitimiert. G 8 spielt
sich als Weltregierung auf. Es gibt keinen einzigen Be-
schluss der Organisation der Vereinten Nationen, der das
legitimiert.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie reden dort über Afrika; sie reden über Lateiname-
rika. Aber am G-8-Gipfel ist kein einziges afrikanisches
Land beteiligt; es ist kein einziges lateinamerikanisches
Land beteiligt. Große Teile der Welt sind ausgelassen.
So kann man nicht demokratisch legitimiert Weltpolitik
machen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Das Ganze hat eine Struktur. Sie nennen sich Präsi-
dentin des G-8-Gipfels. Ja, was ist denn das? Gibt es hier
ein Statut? Gibt es hier irgendetwas? Das ist einfach so
entstanden, um Weltpolitik zu machen, und zwar ohne
Beteiligung der UNO. Das ist nicht legitim. Hier ist der
Protest legitim, der sagt: Wir wollen eine demokratisch
reformierte UNO, die Weltpolitik macht.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich weiß, an einem Tag haben Sie die afrikanischen
Staatschefs vorgeladen. Das macht das Ganze nicht legi-
timer, das sage ich hier ganz deutlich.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es stimmt, entscheidend ist der Inhalt. Darauf haben Sie
auch verwiesen. Worüber wird diskutiert? Es wird zum
Beispiel darüber diskutiert, dass China mehr exportiert
als importiert. Das stört die USA, das stört die EU, und
das stört Japan. Es ist interessant, dass dies auch
Deutschland stört. Wenn es ein Land gibt, das deutlich
mehr exportiert als importiert, dann ist das Deutschland.
Wieso erlauben wir das gerade den Chinesen nicht? Ich
kann das nicht begreifen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist das Problem!)
– Ja, das ist das Problem. Sie aber haben viel größere
Probleme. Ihre Probleme möchte ich nicht haben. Dazu
sage ich noch etwas.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie wollen über Hedgefonds diskutieren. Hinsichtlich
der Hedgefonds haben Sie selbst gesagt, dass es nur ein
paar Empfehlungen gibt. Frau Bundeskanzlerin, ich bitte
Sie, wer einen Hedgefonds leitet, der kümmert sich nicht
um solche albernen Empfehlungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Entweder Sie greifen ein und verständigen sich auf Ver-
änderungen in der Politik, die durchgreifen, oder Sie
können es bleiben lassen. Das muss ich ganz deutlich sa-
gen. Die Hedgefonds agieren doch, wie sie wollen. Und
überhaupt: Wieso loben Sie die so? Sie haben einen
Stellvertreter, der diese Fonds einmal Heuschrecken ge-
nannt hat. Was ist nun die Wahrheit?

(Beifall bei der LINKEN)

Nun bitten Sie die Hedgefonds um Transparenz. Dann
können Sie die auch gleich bitten, sich aufzulösen. Das
werden die aber nicht machen.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN)

Dann soll es um Klimaschutz gehen. Da sind wir uns
einig, hier muss weltweit etwas passieren. Da haben Sie
recht, Frau Bundeskanzlerin. Ich weiß auch, dass Sie
sich diesbezüglich engagieren. Es wäre aber ehrlich,
wenn Sie hier sagten, die USA werden dem Kiotoab-
kommen auch nach diesem Gipfel nicht beitreten. Da sie
das nicht machen, kommen wir diesbezüglich nicht wei-
ter. Präsident Bush wird Ihnen jovial auf die Schulter
klopfen. Das ist alles, was passiert. Das ist die Tragik.
Hier müssen Sie energischer werden, und zwar mit den
anderen zusammen. Weil wir das Klima und die
Menschheit retten wollen, können die USA nicht so wei-
termachen. Das gilt übrigens auch für China. Das muss
man genauso deutlich sagen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dann soll es um Afrika gehen. Schon im Jahr 2003
ist auf dem G-8-Gipfel beschlossen worden, die Ent-
wicklungshilfe für Afrika deutlich aufzustocken. Wenn
man den Schuldenerlass für Nigeria abzieht, dann hat
sich die Entwicklungshilfe seit 2003 um 2 Prozent ge-
steigert. Das ist alles, was passiert ist. Nun gibt es den
Data-Report der Sänger Bono, Bob Geldof und Herbert
Grönemeyer. Sie haben festgestellt, dass nur Japan und
Großbritannien ihr Soll bezüglich der Entwicklungshilfe
erfüllt haben. Es werden auch die Länder aufgezählt, die
ihr Soll nicht erfüllt haben. Dazu gehören die USA,
Frankreich, Kanada und Deutschland. Sie spucken hier
große moralische Töne. Das Erste wäre doch wohl, dass
man seine Pflichten diesbezüglich erfüllt. Das haben wir
nicht gemacht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
(A)
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Das Problem beim G-8-Gipfel ist, dass es nicht um
eine gerechtere Weltwirtschaftsordnung geht. Ich nenne
Ihnen einmal zwei Beispiele – auch wenn wir andere
Auffassungen bezüglich des Freihandels haben als die
FDP –, wo das Gegenteil passiert:

Nehmen wir einmal das Beispiel Lebensmittel. Le-
bensmittel sind in Europa hoch subventioniert. Das kann
man in Europa hinnehmen; das hat etwas mit der Sicher-
heit von Arbeitsplätzen in der Landwirtschaft usw. zu
tun; das ist jetzt aber nicht mein Thema. Mein Thema ist:
Die subventionierten Lebensmittel nach Asien und
Afrika zu exportieren, ist eine Frechheit,

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

weil die Länder dort natürlich umgekehrt gar keine Mög-
lichkeit zu solchen Subventionen haben. Das ist dann
auch kein freier Handel, sondern subventionierter Han-
del.

Das zweite Beispiel sind Textilien. Bei Textilien ma-
chen wir Folgendes: Auf Importe aus Asien und Afrika
erheben wir hohe Zölle. Dadurch haben die natürlich gar
keine Chance, ihre Textilien hier zu verkaufen. Wenn
afrikanische und asiatische Länder solche Zölle auf un-
sere Textilien erhöben, würde die Weltbank ihnen die
Kredite streichen. Das ist die Wahrheit; darüber können
Sie einmal diskutieren.

(Beifall bei der LINKEN – Widerspruch bei 
der CDU/CSU und der FDP)

– Ich freue mich, dass Sie sich darüber aufregen. Wissen
Sie, wer das geistige Eigentum an diesen beiden Beispie-
len hat? Heiner Geißler, CDU; der hat das in der Zeitung
geschrieben.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Guido Westerwelle 
[FDP]: Das ist doch eine Strafe!)

Da sollten Sie ab und zu einmal nachlesen.

Worüber könnte man beim G-8-Gipfel zum Beispiel
sprechen? Ich meine, über die Tobin-Steuer. Wenn Sie
politischen Einfluss auf die Weltwirtschaft nehmen wol-
len, dann bedarf es einer Börsenumsatzsteuer. Sie müs-
sen doch die Dinge lenken. Darf ich daran erinnern, Frau
Bundeskanzlerin, dass selbst Herr Bush nach den ent-
setzlichen Anschlägen von 2001 in New York und
Washington gesagt hat, dass man mehr Regulierung
braucht? Und wissen Sie auch, warum? Weil festgestellt
worden ist, dass die Hinterleute der Anschläge auch
noch reich geworden sind, weil sie wussten, wann die
Anschläge stattfinden, und rechtzeitig die richtigen
Aktien kaufen und verkaufen konnten. Nicht einmal da-
gegen ist bis heute irgendetwas unternommen worden.
Sie akzeptieren einfach das Primat der Wirtschaft über
die Politik, statt das Primat der Politik über die Wirt-
schaft wiederherzustellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Worüber sollten Sie reden? Sie könnten über die Be-
endigung der Kriege im Irak und in Afghanistan reden.
Was soll denn die Theorie, die diesbezüglich aufgestellt
worden ist, dass das ein wichtiger Krieg gegen den Ter-
ror sei? Die Zustände im Irak unter Hussein waren si-
cherlich furchtbar. Aber sie sind doch heute noch viel
furchtbarer! Der Krieg hat zu nichts anderem als zu einer
erhöhten Bereitschaft zum Terror geführt.

(Beifall bei der LINKEN)

Krieg ist die Höchstform von Terror, und mit der
Höchstform von Terror kann man Terror niemals wirk-
sam bekämpfen. Das beweisen Afghanistan und der Irak.

(Beifall bei der LINKEN)

Diese Dinge sollte man beenden und zum Völkerrecht
zurückkehren. Ich sage das hier noch einmal ganz klar:
Der Krieg gegen Jugoslawien, der Krieg gegen Irak, die
Operation Enduring Freedom sind und waren völker-
rechtswidrig.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn die führenden Industriegesellschaften das Völker-
recht brechen, werden sie keine Chance mehr haben, bei
den übrigen über 180 Staaten durchzusetzen, dass diese
das Völkerrecht einhalten. Wir zerstören das Recht und
setzen an dessen Stelle kein neues. Das ist nicht hin-
nehmbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie könnten und sollten auch über Rüstung reden.
Jährlich wird für Rüstung auf der Erde ein Betrag von
1 Billion US-Dollar ausgegeben. 75 Prozent dieser Kos-
ten tragen die acht Staaten, die sich zum Gipfel treffen.
Die übrigen über 180 Staaten geben von diesem Betrag
nur 25 Prozent aus. Was nutzt denn diese militärische
Überlegenheit? Sie bringt gar nichts. Der Ausweg derje-
nigen, die militärisch unterlegen sind, ist, dass sie zum
Terror greifen. Das ist das Ergebnis. Lassen Sie uns doch
einmal anders denken als in rein militärischen Katego-
rien!

(Beifall bei der LINKEN)

Bush schreit immer sofort „Krieg!“, auch wenn der Iran
nicht so funktioniert. Das löst unsere Probleme nicht; es
verschärft sie nur weltweit. Wir brauchen endlich einen
anderen Ansatz, auch durch einen Beschluss der Mehr-
heit des Bundestages.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Dann, Frau Bundeskanzlerin, haben Sie gesagt, dass
das alles zum Aufschwung geführt habe, und Sie seien
stolz darauf, dass die ganzen furchtbaren Szenarios nicht
wahr geworden seien. Ich bitte Sie: Aufschwung für wen
eigentlich? Ich weiß, die Gewinne der Deutschen Bank
steigen, und Hedgefonds freuen sich. Aber fragen Sie
doch einmal die Arbeitslosen, die Rentnerinnen und
Rentner, diejenigen in Mini- und Midijobs oder in Leih-
arbeitsverhältnissen oder die Kranken, ob sie das Gefühl
haben, es gebe einen Aufschwung für sie.

(Dr. Sascha Raabe [SPD]: 1 Million weniger 
Arbeitslose!)
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Ich lese jeden Tag in der Zeitung, dass die Steuereinnah-
men sprudeln. Aber gab es auch nur einen Satz von Ih-
nen dazu, dass es dann endlich auch den Rentnerinnen
und Rentnern, den Kranken und Arbeitslosen besser ge-
hen müsse? Nicht einen Satz!

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Staffelt, ich hatte gehofft, Sie würden jetzt nichts
sagen. Sie haben vorhin vom gesetzlichen Mindestlohn
gesprochen. Ich möchte Sie in diesem Zusammenhang
an zwei Punkte erinnern. Erstens. Sieben Jahre lang ha-
ben Sie die Regierung gestellt. Aber Sie sind nicht einen
Tag auf die Idee gekommen, einen gesetzlichen Min-
destlohn einzuführen, obwohl Sie dazu, wie gesagt, sie-
ben Jahre lang Zeit hatten.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweitens. Als wir im Wahlkampf für den gesetzlichen
Mindestlohn gestritten haben, da wurde mir auch von
der SPD immer erzählt, dies sei Unsinn. Heute tun Sie
so, als sei es Ihre Idee gewesen. Das ist nicht wahr. Aber
Sie haben in Kürze die Möglichkeit, im Bundestag da-
rüber abzustimmen. Warten wir einmal ab, was dann
passiert.

(Beifall bei der LINKEN)

Es geht bei diesem G-8-Gipfel leider um die Durch-
setzung einseitiger wirtschaftlicher und politischer Inte-
ressen der Industriegesellschaften. Es ist deshalb legitim,
dagegen zu demonstrieren. Dieses Grundrecht ist im
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland verankert. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Was ich nicht verstehe und was mir wirklich Sorgen
bereitet, ist die Art der Herangehensweise. Noch bevor
ein Auto gebrannt hat – das Anzünden von Autos verur-
teilen wir genauso wie Sie alle hier –, waren es die Si-
cherheitsbehörden, die meinten, mit Razzien eine solche
Stimmung erst einmal provozieren zu müssen.

(Beifall bei der LINKEN – Jörg van Essen 
[FDP]: Autos brennen seit Monaten!)

Warum? Sie führen Razzien in der Hoffnung durch, eine
Gegenbewegung zu kriminalisieren. 

(Jörg van Essen [FDP]: Die kriminalisiert sich 
doch selbst!)

Sie hoffen, dass viele sogenannte anständige Leute nicht
mehr zur Demonstration gehen. Aber diesmal passiert
das Gegenteil. Sie haben durch diese Maßnahme viele
aufgeweckt. Diese gehen jetzt zur Demonstration, ob-
wohl sie das ursprünglich gar nicht vorhatten.

(Beifall bei der LINKEN)

Ihr Bundesinnenminister spricht in diesem Zusam-
menhang von Vorbeugehaft. Ich kenne das geltende
Recht diesbezüglich, aber ich sage Ihnen: Ich halte das
für rechtsstaatlich unvertretbar und auch für grundge-
setzwidrig.
(Zuruf des Abg. Clemens Binninger [CDU/
CSU])

– Wissen Sie eigentlich, was Vorbeugehaft bedeutet? Je-
mand wird in Haft genommen, obwohl ihm keine Straf-
tat vorgeworfen werden kann. Sie nehmen ihm bis zu
14 Tagen die Freiheit für gar nichts, nur weil Sie sagen:
Der könnte ja vielleicht einmal eine Straftat begehen. –
Ich bitte Sie! Das ist überhaupt nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der 
CDU/CSU)

– Wenn Sie sich als Entschuldigung auf die DDR beru-
fen, dann zeigt das, wie weit es mit Ihnen gekommen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Gysi.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE): 
Ich komme zum Schluss, Herr Präsident.

Ich habe es heute leider zeitlich nicht mehr geschafft
– das macht aber nichts –, Ihnen vorzulesen, was in der
„Berliner Zeitung“ vom 19. Mai unter der Überschrift
„Wie ein Grundrecht verdampft“ geschrieben wurde. Ich
empfehle Ihnen, einmal nachzulesen, was da ein Mann,
der kein Linker ist, darüber schreibt, wie Sie mit den
Grundrechten auf Demonstrations- und Versammlungs-
freiheit hier umgehen. Das ist nicht hinnehmbar.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort erhält nun der Kollege Matthias Wissmann,

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Matthias Wissmann (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe

Kolleginnen und Kollegen! Ich bin heute nicht auf Pole-
mik eingestimmt. Aber wenn durch Ihre gesamte Rede,
lieber Herr Kollege Gysi, und auch durch die Linienfüh-
rung der PDS immer wieder die große Skepsis gegen-
über der Globalisierung durchscheint, dann muss ich
Ihnen ganz offen sagen: Globalisierung hat mehr Chan-
cen als Risiken. Dort, wo Armut und Ungleichheit am
meisten wachsen, ist dies nicht eine Folge der Globali-
sierung, sondern eine Konsequenz abgeschotteter, ge-
schlossener und verstaatlichter Gesellschaften, in denen
Korruption und Armut zwangsläufig gedeihen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Ich nenne als Beispiele: Nordkorea, Simbabwe, die
frühere DDR und die frühere UdSSR. Dort geschah das
Gegenteil von Globalisierung, das Gegenteil von Offen-
heit und das Gegenteil dessen, wofür wir auch bei die-
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sem G-8-Gipfel eintreten. Auf diesem Gipfel steht das
Thema Globalisierung zu Recht im Mittelpunkt.

Wenn wir uns die letzten Jahrzehnte anschauen, dann
können wir sagen, dass wir Deutsche von der Globalisie-
rung – 8 Millionen Arbeitsplätze sind vom Export ab-
hängig – unglaublich profitiert haben. Unsere Nation ist
nach wie vor die Nummer eins in der Welt in Sachen Ex-
port. Wir kritisieren auch nicht die Chinesen, wenn sie
im Export erfolgreich sind. Wir kritisieren nur fragwür-
dige Methoden, die es gelegentlich bei Exporterfolgen
gibt. Ich nenne beispielsweise Dumpingpraktiken und
Produktpiraterie. Einen Exporterfolg, der auf faire Weise
errungen wurde, gönnen wir jedem, nicht nur uns selbst.

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir dürfen nicht vergessen, dass durch die Globalisie-
rung in den letzten Jahrzehnten große Teile der Erde,
große Teile Asiens die Chance hatten, Wohlstandsge-
winne zu erzielen: Malaysia, Singapur, Thailand, Viet-
nam, Indien und China. Sie sind nicht überall vorbild-
lich, aber sie haben enorme Wohlstandsgewinne, und
dies verdanken wir dem freien Welthandel.

Richtig ist aber auch – das ist vorhin schon einmal ge-
sagt worden –, dass wir die Fahne des freien Welthan-
dels nur dann glaubwürdig tragen können, wenn wir
auch vor der eigenen Tür kehren. Unser Konzept, das
Konzept der Bundesregierung, ist nicht das einer Fes-
tung Europa, sondern das eines offenen Europas. Freier
Welthandel ist die beste Entwicklungshilfe; dies gilt
auch für die Länder Afrikas. Deswegen müssen wir un-
sere Grenzen für die Halb- und Fertigwaren aus Afrika
stärker öffnen; deswegen sind wir zentral daran interes-
siert, dass die Doharunde doch noch zu einem Erfolg
wird. Wir hoffen auf ein baldiges Signal für den Erfolg
der Doharunde. Die Reduzierung von Agrarexportsub-
ventionen in Amerika, aber auch in Europa wäre dafür
ein geeignetes und notwendiges Signal. Die Subven-
tionierung von Agrarexporten ist auf Dauer keine gute
Weltwirtschaftspolitik.

Uns allen ist klar – deswegen sind wir froh, dass die
Bundesregierung dies auf die Tagesordnung des G-8-
Treffens in Heiligendamm gesetzt und sie afrikanische
Länder dazu eingeladen hat –, dass Afrika das größte
Sorgenkind der Weltwirtschaft bleibt. Dort gibt es in vie-
len Gegenden Hoffnungslosigkeit; aber es gibt auch Bei-
spiele des Aufbruchs, Hoffnungszeichen für eine wirt-
schaftliche und humanitäre Zukunft. 

Ich nenne nur ein Land Afrikas, das dafür in besonde-
rem Maße steht: Botsuana, ein Land von der Größe
Frankreichs. Es hat sich mit seinen nur 1,6 Millionen
Einwohnern zu einem der Musterstaaten des Kontinents
entwickelt. Zwischen 1965 und 1998 stieg das Pro-
kopfeinkommen dort jährlich um durchschnittlich
7,7 Prozent. Auf der Entwicklungsskala des United Na-
tions Development Programme gehört das Land mittler-
weile zu den Spitzenreitern des Kontinents. Auf die
Frage nach dem Warum muss man registrieren, dass hier
– anders als etwa in den Nachbarstaaten Kongo, Sierra
Leone oder Angola – das reichhaltige Vorkommen von
Diamanten und anderen Rohstoffen nicht zu erbitterten
Verteilungskämpfen und grenzenloser Korruption ge-
führt hat. Botsuana gibt seit vielen Jahren knapp ein
Drittel seines Haushalts für die Bildung seiner Bevölke-
rung aus, und dieser Prioritätensetzung ist es zu verdan-
ken, dass heute rund 7 Prozent der jungen Generation ei-
nen Hochschulabschluss erreichen konnten.

Der ugandische Publizist Andrew Mwenda hat vor
wenigen Tagen in einer großen deutschen Zeitung geäu-
ßert: Das Problem Afrikas ist der Mangel an Good
Governance, ist der Mangel an sauberer und effizienter
Regierungsführung. 

(Beifall des Abg. Dr. Guido Westerwelle 
[FDP])

Deswegen sollten wir all denen helfen, die eine solche
Regierungsführung zu realisieren versuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Weiter heißt es: Das Problem Afrikas ist der Mangel an
Offenheit auch untereinander. – Wir Europäer und die
Nordamerikaner und die anderen Industriegesellschaf-
ten, auch die Schwellenländer, müssen, wenn sie das
Prinzip vom freien Welthandel glaubwürdig im Munde
führen wollen, ihre Grenzen öffnen. Aber auch in Afrika
könnten erhebliche Wohlstandsgewinne erreicht werden,
wenn man untereinander den offenen Handel ermögli-
chen würde.

Weiter weist Andrew Mwenda zu Recht darauf hin,
dass ein großes Problem der Kampf gegen den Amts-
missbrauch, gegen den Nepotismus und gegen die Kor-
ruption ist. Good Governance in Afrika zu unterstützen
und zu ermutigen, trägt entscheidend zu einem hoffent-
lich künftigen Erfolg bei. 

Es ist gut, dass die Bundeskanzlerin im Zusammen-
hang mit diesem G-8-Meeting die Vertreter Nigerias,
Ägyptens, Südafrikas, Algeriens und des Senegal sowie
Ghanas, das aktuell den Vorsitz der Afrikanischen Union
hat, zu einem sogenannten Outreach eingeladen hat, also
zu einem Strategietreffen über die Frage: Wie können
wir gemeinsam erfolgreicher werden? Denn klar ist na-
türlich: Das Ringen um eine offene Weltwirtschaft – der
Kern des deutschen Erfolgs der letzten Jahrzehnte – wird
auch die kommenden Jahre bestimmen. Für diese offene
Weltwirtschaft lohnt sich der Einsatz. 

Es ist gut, dass der Klimawandel bei diesem Treffen
in Heiligendamm ein weiteres großes Thema ist. Wir
wissen, dass die Beschlüsse der europäischen Ratspräsi-
dentschaft, die Reduzierung der Treibhausgase, die Ver-
besserung des Energiemixes und die Förderung erneuer-
barer Energien, ein Zeichen für die Welt sind. Es wäre
gut, wenn beim G-8-Treffen ein ähnliches Signal mög-
lich würde. Ein Beispiel wäre eine gemeinsame Festle-
gung der G-8-Staaten auf eine Effizienzverbesserung des
Energieeinsatzes um 20 Prozent bis zum Jahre 2020.
Wünschenswert wäre auch die Konzeption eines CO2-
Markts, der sich global erstreckt, und in den der europäi-
sche Emissionshandel eingebettet werden könnte. 

Wir müssen ein großes gemeinsames Interesse daran
haben, dass nicht nur Europa um engagierte Ziele zur
Bekämpfung der Erderwärmung ringt, kämpft und sich
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darauf verpflichtet, sondern dass auch Nordamerika,
Asien und die ganze Welt sich diesen Anstrengungen an-
schließen. Denn nur gemeinsam können wir in diesem
Kampf erfolgreich sein. 

Eines muss uns klar sein: Heute sind Europa und Nord-
amerika noch für 60 Prozent des Weltsozialproduktes
verantwortlich. Selbst wenn wir in Sachen Wachstum
und Abbau der Arbeitslosigkeit so erfolgreich bleiben,
wie wir es im Jahre 2007 sind: Die relative Größe Euro-
pas und Nordamerikas in der Weltwirtschaft wird in den
nächsten Jahrzehnten nicht zunehmen, sondern abneh-
men. Deswegen werden wir in der Weltwirtschaft des
21. Jahrhunderts um das Konzept der sozialen Markt-
wirtschaft, das uns in Europa bei allen unterschiedli-
chen Parteirichtungen mehr verbindet als vieles andere,
kämpfen müssen. 

Ich fand es gut, dass die Bundeskanzlerin auf dem eu-
ropäisch-amerikanischen Gipfel zum ersten Mal eine
Verständigung darüber erreicht hat, dass sich Europa und
Nordamerika, also Europa, Kanada und die USA, in Sa-
chen Regulierungs- oder Ordnungsrahmen in Zukunft
bemühen werden, mehr als bisher gemeinsame Stan-
dards festzulegen. Denn klar ist doch: Gemeinsame
Buchhaltungsregeln, gemeinsame Wettbewerbsregeln,
gemeinsame Transparenzregeln, gemeinsame Regeln ge-
gen Produktpiraterie, gemeinsame Regeln gegen Kor-
ruption sind nicht nur für unsere eigenen Länder, für Eu-
ropa und Nordamerika, notwendig. Wenn wir uns jetzt
darauf verständigen, dann setzen wir damit auch Stan-
dards für andere Teile der Welt. Dann setzen wir, wenn
wir es gut machen, Standards für die ethischen Grundla-
gen einer sozialen Marktwirtschaft, die weit über Europa
hinaus Erfolg haben könnten. Deswegen, Frau Bundes-
kanzlerin, bin ich Ihnen dankbar, dass Sie diese Initiative
ergriffen haben. Jetzt kommt es natürlich darauf an, dass
wir daraus auch etwas machen. 

Der G-8-Gipfel stellt die Themen der weltwirtschaft-
lichen Ordnung in den Mittelpunkt. Uns muss klar sein,
was unseren Erfolg in den letzten Jahrzehnten in
Deutschland ausgemacht hat: Export, Technologievor-
sprung, Innovationskraft, Fähigkeit zum Strukturwandel.
Ein Bewusstsein muss aber auch immer wieder dafür ge-
schaffen werden, dass wir diesen Zielen allein mit natio-
naler Wirtschaftspolitik nicht zum Durchbruch verhelfen
können. Deswegen, Frau Bundeskanzlerin, bin ich Ihnen
dankbar, dass Sie beim G-8-Gipfel zusammen mit der
Bundesregierung die richtigen Ziele in den Mittelpunkt
stellen. Wir wünschen Ihnen von Herzen Erfolg. Ich
wünsche mir für den Deutschen Bundestag, dass die Ein-
sicht, dass freier Welthandel die beste Entwicklungshilfe
ist, in allen Reihen noch selbstverständlicher wird – ei-
nes Tages vielleicht sogar bei Ihnen, lieber Herr Gysi.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP – Renate Künast
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Stimmt ja
nicht! – Abg. Fritz Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] begibt sich mit Gehhilfen zum
Rednerpult)
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Einen kleinen Augenblick, Herr Kuhn. Ich wollte eine

Kurzintervention zulassen. Aber Sie können gerne hier
stehen bleiben; das erspart die unnötige Mühe einer
zweimaligen Anreise.

(Abg. Fritz Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] wird ein Stuhl bereitgestellt)

Das Wort zu einer Kurzintervention erhält die Kolle-
gin Hänsel für die Fraktion Die Linke.

Heike Hänsel (DIE LINKE): 
Danke schön, Herr Präsident. – Ich finde es schon in-

teressant, dass der Präsident des Verbandes der Autoin-
dustrie hier über Klimaschutz spricht. Das zeigt sehr gut,
in welcher Form hier Politik gemacht wird: dass die
Lobbyisten die Themen für den G-8-Gipfel vorgeben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe eine konkrete Frage an Sie, Herr Wissmann.
Sie haben gerade mehrmals wiederholt, Freihandel sei
die beste Entwicklungshilfe. Wissen Sie eigentlich, dass
die Länder des südlichen Afrikas für die Handelsliberali-
sierung in den letzten 20 Jahren 270 Milliarden Euro ge-
zahlt haben und dass das für viele tödlich geendet hat,
weil es ihre Lebensgrundlagen bedroht oder zerstört hat?
Das ist die Realität von Freihandel.

Genau deswegen demonstrieren viele Menschen jetzt
bei dem G-8-Gipfel in Heiligendamm. Aus den afrikani-
schen Ländern werden viele Menschen kommen, um zu
sagen, was Freihandel für die Menschen in den Ländern
des Südens konkret bedeutet. Deswegen ist es ein Un-
ding, dass sich Vertreter dieser G-8-Staaten abschotten,
hinter einem Zaun verstecken. Frau Merkel hat gesagt,
sie möchten diesen Protest hören. Doch so wird das nicht
möglich sein. Das ist diese Form der Undemokratie, ge-
gen die wir alle demonstrieren. Es gab heute Morgen
eine Demonstration von jungen Globalisierungskritike-
rinnen und -kritikern. Die mussten gleich ihre Persona-
lien angeben. Sie haben einige Botschaften mitgebracht.

(Abgeordnete der LINKEN halten Transpa-
rente hoch)

Ihr Verhalten zeigt auch: Das ist Ihr Verständnis von De-
mokratie, das ist Ihr Verständnis von einem Austausch
mit der Zivilgesellschaft.

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Wie spon-
tan!)

Das lehnen wir ab.

Sie behaupten immer, sich für eine lebendige Zivilge-
sellschaft einzusetzen, Herr Wissmann.

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Also, Frau Kollegin – –

Heike Hänsel (DIE LINKE): 
Ich frage mich: Wo ist Ihre Dialogbereitschaft, wenn

es um Ihre Behauptung geht, Freihandel sei die beste
Entwicklungshilfe?
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Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Frau Kollegin Hänsel, ich finde es ein bisschen unan-

gemessen,

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

die erwartete Großzügigkeit in der Geschäftsführung
durch den Präsidenten einmal mehr zur Inszenierung von
Mätzchen zu benutzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD – Ernst Hinsken
[CDU/CSU]: Unparlamentarisch!)

Das karikiert im Übrigen den Anspruch auf Ernsthaftig-
keit, der in der Wortmeldung ausdrücklich erhoben wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Das Wort hat nun der Kollege Fritz Kuhn für die
Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen.

Fritz Kuhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich

will dennoch an dieser Kurzintervention anknüpfen.
Denn die Antwort auf die Frage, die hier, auch bei Herrn
Wissmann und in der Regierungserklärung, eine Rolle
gespielt hat – bringt die Globalisierung Chancen für die
ganze Welt, nutzt der Freihandel wirklich allen? –, ist
doch davon abhängig, welche Regeln wir dieser Globali-
sierung heute geben: im Sozialen, im Ökologischen und
auch in den verschiedenen Gerechtigkeitspunkten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN sowie des Abg. Dr. Norbert Röttgen
[CDU/CSU])

Aus diesem Grund ist das, was in der Kurzintervention
anklingt, legitim, und es ist richtig, danach zu fragen.
Natürlich gibt es ein Legitimitätsproblem, Frau Merkel;
stellen sich viele Menschen in unserem Land und überall
auf der Welt die Frage: Wenn wir für die Globalisierung
gemeinsame Regeln brauchen, wie kann es dann sein,
dass die G 8, die nur 15 Prozent der Menschen auf dieser
Welt repräsentiert, aber über 60 Prozent des Brutto-
sozialproduktes dieser Welt – übrigens auch 64 Prozent
aller umweltschädlichen Klimagase –, auf ihren Treffen
alleine Entscheidungen oder Vorentscheidungen über die
Gestaltung der Globalisierung treffen soll? Da gibt es
ein Legitimitätsdefizit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Frau Bundeskanzlerin, ich hätte mich gefreut, wenn
Sie sich diesem Legitimitätsdefizit gestellt hätten. Sie
haben die politische Frage nicht aufgeworfen, wie es mit
der G 8 weitergeht. Eine G 13 haben Sie abgelehnt; gut.
Sie haben aber nichts zur Reform der Vereinten Nationen
unter dem Gesichtspunkt der Gestaltung der Regeln für
die Globalisierung gesagt. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Sie wundern sich, dass die Menschen Angst haben; denn
Sie sehen in den Kritikern nur Leute, die Angst haben.
Es sind aber auch Leute, die zu Recht fragen: Wie kann
es sein, dass eine kleine Minderheit auf der Welt die
ganze Entwicklung bestimmen will? Von einer Kanzle-
rin, die EU-Ratspräsidentin ist und den G-8-Gipfel führt,
hätte ich eigentlich mehr erwartet. Sie hätte hier etwas
zur Zukunft dieser Institution, die zunächst einmal nur
eine beratende Institution ist, sagen sollen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Meine Fraktion ist der Meinung, dass das deutsche In-
teresse in diesem Zusammenhang zu thematisieren ist.
Deutschland hat nicht nur ein Interesse an der Export-
weltmeisterei, sondern vor allem daran, dass alle Länder
dieser Erde in fairer und gleicher Weise von der Globali-
sierung profitieren können. Das Motto der G-8-Tagung
hätte nicht „Wachstum und Verantwortung“ lauten sol-
len, sondern „Wachstum durch mehr Verantwortung für
alle“; denn darum geht es bei dem anstehenden Treffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verstärkt wird diese Legitimationsproblematik durch
die Unverhältnismäßigkeit der angewandten Mittel.
Das gilt sowohl für die Polizeirazzia als auch hinsicht-
lich des Umgangs mit der Versammlungsfreiheit. Das,
was da geschieht, ist nicht in Ordnung. Herr
Westerwelle, es erstaunt mich, dass Sie als Vertreter ei-
ner Partei des Rechtsstaatsliberalismus – das wollen Sie
so gerne sein – davon nichts mehr wissen wollen. Wir
finden, dass das Vorgehen unverhältnismäßig war, und
das wollen wir an dieser Stelle auch sagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Frau Bundeskanzlerin, ich möchte zum springenden
Punkt kommen: Sie haben zwar viele wichtige Themen
genannt, wir lassen Ihnen diese Orgie der Unverbind-
lichkeiten, die Ihre Regierungserklärung ausgezeichnet
hat, aber nicht durchgehen. Das funktioniert im
Jahr 2007 nicht mehr. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Nehmen wir das Beispiel Klimaschutz. Es ist zwar
großartig, dass Sie auf dem Gipfel über Klimaschutz,
Energieeffizienz usw. reden wollen. Jetzt kommt es aber
darauf an, dass Sie als Präsidentin verbindliche Verein-
barungen und Anerkenntniserklärungen der G-8-Ge-
meinschaft zustande bringen. Bekennen sich alle acht
zum Zwei-Grad-Ziel? Bekennen sich alle acht zu den
Reduktionsverpflichtungen bis 2050 bzw. konkret bis
zum Jahr 2020? Werden Sie mit konkreten Ergebnissen,
etwa zu den Emissionszertifikaten, aus dem Heiligen-
damm-Gipfel herausgehen oder nicht? Da hilft ein
Schulterzucken – wenn ich das gerade richtig gesehen
habe – nicht. Entscheidend ist vielmehr, dass Sie als Prä-
sidentin in der Lage sind, gut zu koordinieren und Er-
gebnisse herbeizuführen. 
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Das gilt auch für die die Wirtschaft betreffenden Fra-
gen WTO-Handelsrunde, Doha usw. Bei den Hedge-
fonds lassen wir uns nichts vormachen. Finanzminister
Steinbrück hat einen Vorschlag gemacht, und mit diesem
Vorschlag ist er bei den Amerikanern und Engländern
abgeblitzt. Eine freiwillige Vereinbarung, über die jetzt
nebulös diskutiert wird, ist nicht das, was man sich sei-
tens der Bundesregierung ursprünglich vorgestellt hat.
Wir können doch Zeitung lesen; Sie brauchen keine
Märchenstunde mit uns abzuhalten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Zur Doharunde. Frau Kanzlerin, das hat mich am
meisten enttäuscht. Wir alle wissen, dass die Do-
harunde noch keine Entwicklungsrunde ist. Ich habe es
satt, dass dazu überall Erklärungen abgegeben werden.
Alle sagen nur: Man müsste einmal! Gibt es ein sub-
stanzielles Angebot der G 8, von Ihnen vorgeschlagen,
das den Entwicklungsländern gegenüber ein richtiges
Entgegenkommen ist, sodass die Doharunde zu einer
Entwicklungsrunde werden kann, oder nicht? Schlagen
Sie vor, schrittweise auf die Agrarsubventionen zu
verzichten und den Weltmarktzugang für landwirt-
schaftliche Produkte aus den Entwicklungsländern zu
ermöglichen?

(Dr. Christian Ruck [CDU/CSU]: Haben wir 
doch schon!)

Ja oder Nein? Ein „Wir wollen einmal!“ hilft nicht wei-
ter. Jetzt sind konkrete Vorschläge und am Schluss kon-
krete Ergebnisse gefragt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das gilt natürlich auch für Afrika. Im Jahr 2006 wur-
den die G-8-Entwicklungshilfegelder zum ersten Mal
seit dem Jahr 1997 gekürzt. Wenn Sie sagen, dass Sie
Ihre Verpflichtungen einhalten werden, dann bin ich ge-
spannt, was „wir“ bedeutet. Meinen Sie Deutschland
oder die Zusage, die die G 8 auf dem Gipfel vor zwei
Jahren gemacht hat? Dafür sind Sie als Präsidentin die-
ses G-8-Gipfels verantwortlich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Damit komme ich zum Schluss zu einem für mich
wichtigen Punkt. Frau Merkel, Sie werden am Ende der
G-8- und EU-Ratspräsidentschaft gefragt werden, ob Sie
nicht nur die richtigen Themen in netter Weise auf die
Agenda gesetzt haben, sondern diese wichtige Doppel-
rolle, die Sie innehaben, genutzt und Ergebnisse zu-
stande gebracht haben, die man verifizieren kann. Was
ist – jenseits aller Lyrik – in den Bereichen Klimaschutz
und Afrikahilfe konkret passiert?

Für mich ist eines wichtig: Sie haben sich zu Beginn
Ihrer Regierungszeit gerühmt, dass Sie gegenüber den
Vereinigten Staaten, der Regierung Bush, einen neuen
Stil beabsichtigen. Unsere Frage nach anderthalb Jahren
lautet: Zahlt sich Ihr nettes Auftreten eigentlich aus? Hat
sich Bush beim Klimaschutz bewegt? Hat er sich hin-
sichtlich des Iraks oder des Nahen Ostens bewegt? Hat
er sich bezüglich der Reform der Vereinten Nationen be-
wegt? Hat er sich hinsichtlich der WTO bewegt? Das
sind die Fragen, an denen Sie gemessen werden. Meine
Fraktion wünscht Ihnen viel Erfolg bei diesen Themen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden es aber nicht durchgehen lassen, wenn Sie
ohne Ergebnisse aus Heiligendamm zurückkehren. Da
müssen Sie schon mehr liefern als heute in Ihrer Regie-
rungserklärung. 

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Däubler-

Gmelin für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zwei Fragenkreise bestimmen die heutige Diskussion.
Der erste beinhaltet die Frage: Sind die Schwerpunkte
auf dem G-8-Gipfel so gesetzt, dass Chancen zu Fort-
schritten hinsichtlich einer gerechteren Ausgestaltung
unserer Welt – das ist es, was wir wollen – bestehen? Ich
denke, dass wir uns dieser Frage sehr viel ernsthafter zu-
wenden müssen, als dies bisher geschehen ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Der G-8-Gipfel kann nicht allein mit Dominanzstre-
ben gleichgesetzt werden, Herr Gysi. Meiner Ansicht
nach ist es viel wichtiger, dass auf diesem Strategietref-
fen die Verantwortlichkeit gerade dieser Staaten im Rah-
men der globalen Ordnung, auch im Rahmen der UN-In-
stitutionen, betont werden muss. Ich denke, man sollte
mit Dankbarkeit anerkennen, dass die Bundesregierung
diese Verantwortlichkeit unterstreicht, und dies nicht he-
runterreden. 

(Beifall bei der SPD)

Die zweite Frage lautet: Ist der Gipfel in Heiligen-
damm so vorbereitet, dass Deutschland diese Diskussio-
nen in der Tat als guter Gastgeber ermöglichen kann,
dass gleichzeitig aber auch die Personen, die gegen die-
sen Gipfel, seine Schwerpunkte oder die Politik sind,
ihre Forderungen nicht nur deutlich artikulieren, sondern
auch öffentlich demonstrieren können? Ich spreche nicht
von Gewalttätern. Aber Demonstranten müssen ihr
Grundrecht auf Meinungsfreiheit wahrnehmen können. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Fritz 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Alles, was zur Balance zwischen Freiheit und Sicher-
heit gesagt wurde, ist richtig. Aber mein Rat lautet – ver-
ehrter Herr Kollege Gysi, ich richte ihn auch an Sie –:
Verbale Abrüstung ist auf allen Seiten notwendig, auch
aufseiten der Medien. Dazu kann auch dieses Haus einen
großen Beitrag leisten.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Andreas 
Schockenhoff [CDU/CSU])
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Ich möchte gerne zu einem der Schwerpunkte des
G-8-Gipfels Stellung nehmen, an dem deutlich wird, wie
wichtig dieses Strategietreffen ist, bei dem es auch da-
rum geht, die Globalisierung im Sinne unserer gemein-
samen Zukunft verantwortlich zu gestalten: Es ist gut,
dass der partnerschaftliche Umgang mit Afrika einen
Schwerpunkt dieses Gipfels darstellt. Das ist übrigens
zum wiederholten Male der Fall; denn die Beziehungen
zu Afrika wurden auch auf den vergangenen Strategie-
treffen thematisiert, sowohl in Genua – an diesen Gipfel
erinnern wir uns nur ungern, aber aus ganz anderen
Gründen – als auch in Gleneagles. Von der Entwicklung
in Afrika hängt zu einem essenziellen Teil die Antwort
auf die Frage ab, ob es gelingt, unsere Welt ein bisschen
gerechter zu gestalten. 

Unsere Verantwortlichkeit habe ich bereits betont. Ich
möchte hinzufügen: Ich finde es verständlich, dass man
die Regierung kritisiert, wenn man in der Opposition ist.
Aber indem man davon spricht, der Präsident der Afrika-
nischen Union, der nach Heiligendamm eingeladen ist,
werde „vorgeladen“, verbindet man diese Kritik mit ei-
ner Verächtlichmachung unserer afrikanischen Partner. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Ich will nicht sagen, dass Sie das wollten. Aber das, was
Sie gesagt haben, ist völlig unangemessen.

Heute stellt sich die Frage, ob der Umgang mit Afrika
im Rahmen der G 8 eigentlich ständig neue Pläne, Ab-
sichtsbekundungen und Aktionsschritte seitens der deut-
schen Politik und der europäischen Politik als Partner
erfordert. Ganz sicher nicht. Jetzt muss es darum gehen
– diesen Aspekt können wir gar nicht deutlich genug un-
terstreichen, und das tun wir in diesem Hause auch –,
den Worten Taten folgen zu lassen und dafür zu sorgen,
dass die Zusagen erfüllt werden. Frau Bundeskanzlerin,
Sie haben gesagt, dass die Regierung ihre Zusagen ein-
halten wird; das haben wir gehört. Auf diese deutliche
Aussage werden wir zurückkommen. Wir werden genau
überprüfen, welche Fortschritte in den unterschiedlichen
Bereichen erzielt werden. 

Wir wissen, dass es zum Beispiel in Gleneagles, aber
auch anderswo finanzielle Absprachen gegeben hat.
Aber es geht nicht nur um Geld, sondern auch darum,
dass Deutschland, die Europäische Union, die G-8-Staa-
ten und die Vereinten Nationen und ihre Institutionen mit
Afrika auf partnerschaftliche Weise umgehen. Das be-
trifft die Außenpolitik, die Sicherheitspolitik, die Wirt-
schaftspolitik und die Handelspolitik. Hier ist noch eine
Menge zu tun. 

Es ist uns allen bekannt, dass es nach wie vor unend-
lich viele Defizite gibt. Die Schritte, die wir vom Gipfel
in Heiligendamm und von anderen Konferenzen erwar-
ten dürfen, werden eher klein sein; aber sie sind notwen-
dig. Immerhin wurden bereits einige Fortschritte erzielt,
indem Zusagen eingehalten und bestimmte Ziele erreicht
wurden; auch das muss deutlich gemacht werden. Wenn
das nicht der Fall wäre, würde die Aussage, dass wir mit
Afrika als Partner umgehen, nicht mehr zutreffen. 
Ich möchte einige dieser Fortschritte beschreiben, die
allerdings nicht in erster Linie die Fachpolitik betreffen,
sondern eher die Methode. Die Kolleginnen und Kolle-
gen aller Fraktionen, die sich Gedanken über Afrika ma-
chen, die schon seit längerer Zeit eine partnerschaftliche
Beziehung zu Afrika aufbauen wollten und eine über-
greifende Regierungspolitik anstreben, haben sich im-
mer wieder darüber ärgern müssen, dass nur eine kleine
Minderheit dieses Randthema auf die Agenda des Hau-
ses gebracht hat. Dann kam die große Unterstützung der
Entwicklungspolitik, insbesondere von Frau Bundesmi-
nisterin Wieczorek-Zeul und von Uschi Eid, die in der
letzten Regierung Staatssekretärin war. Mittlerweile – und
das ist der Fortschritt – stellen wir fest, dass jetzt die ge-
samte Regierung die Partnerschaft mit Afrika zu ihrer
Politik macht. Dieses Thema wird nun als Politik der ge-
samten Regierung betrachtet. Das halte ich für außeror-
dentlich wichtig. Wir wollen, dass das so bleibt.

(Beifall bei der SPD)

Heute liegen uns zahlreiche Anträge vor. Darunter be-
findet sich ein Antrag von CDU/CSU und SPD, in dem
es auch um die besondere Verantwortung der Parlamente
geht. Wir haben ganz konkrete Punkte zur Verbesserung
der Zusammenarbeit, des Aufbaus und der Gestaltungs-
und Kontrollfähigkeit der Parlamente in Afrika. Durch
die Unterstützung selbstbewusster und unabhängiger
Vertreter, die von ihrer Bevölkerung gewählt werden,
können wir auch dabei helfen, dass entscheidende Ele-
mente von Good Gouvernance wie die Einhaltung der
Menschenrechte, Bekämpfung von Korruption, mehr
Transparenz und mehr Demokratie gestärkt werden.

Lassen Sie es mich noch einmal sagen: Ich finde es
sehr gut, dass wir dazu die Unterstützung des gesamten
Hauses haben; das hoffe ich jedenfalls. Ich freue mich,
dass viele auch persönlich mitmachen, und danke der
Bundesregierung, dass sie in dieser Frage klar hinter uns
steht.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Andreas 
Schockenhoff [CDU/CSU])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Afrika als Partner
ist nicht der Drei-Katastrophen-Kontinent. Dort tut sich
eine ganze Menge.

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Frau Kollegin, denken Sie bitte an die Zeit.

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): 
Afrika wird in der globalen Politik eine Rolle spielen.

Die Frage ist nur, wann, wie und in welcher Weise. Wir
wissen, dass die Bevölkerung Afrikas enorm zunimmt.
In manchen Ländern ist die Bevölkerung beinahe zur
Hälfte jünger als 15 Jahre. Es bedarf nicht viel Fantasie,
um nicht nur die Herausforderungen, sondern auch das
Selbstbewusstsein und den Gestaltungsanspruch dieser
afrikanischen Länder zu sehen.

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Frau Kollegin, Sie müssen jetzt zum Schluss kom-

men.
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Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): 
Vielen Dank, Herr Präsident, ich bin gerade bei mei-

nem letzten Satz. – Wenn wir es schaffen, die Zusage
einzuhalten, dass „Afrika als Partner“ Bestandteil der
Politik der gesamten Regierung ist, dann kommen wir
ein gutes Stück weiter. Das ist es, was wir wollen.

Ganz herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Frau Kollegin Däubler-Gmelin, ich unterbreche im-

mer ganz besonders ungern beim letzten Satz. Mein Pro-
blem ist aber regelmäßig, dass der letzte Satz wesentlich
früher hätte kommen müssen.

(Heiterkeit – Dr. Herta Däubler-Gmelin
[SPD]: Lassen Sie mich sagen, Herr Präsident:
Ich bin reumütig!)

– Sehr schön.

Nun erhält der Kollege Königshaus zu einer Kurzin-
tervention das Wort.

Hellmut Königshaus (FDP): 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Däubler-Gmelin,

Sie haben Afrika völlig zu Recht wieder in den Mittel-
punkt gestellt und einige Kriterien benannt, die aus Ihrer
Sicht in diesem Zusammenhang beachtet werden sollten:
auf der einen Seite mehr Geld, auf der anderen Seite aber
Good Gouvernance, Strukturveränderungen und Ähnli-
ches. Da gebe ich Ihnen recht. Die Reihenfolge stimmte
aber nicht. Das Problem ist, dass Sie es bereits als Erfolg
ansehen, wenn wir die ODA-Quote für Afrika verdop-
peln und der Mittelabfluss gesichert ist. Darauf allein
kommt es aber nicht an. Quantität ist wichtig; es kommt
aber vor allem darauf an, dass wir die Qualität sicherstel-
len. 

In Afrika – Sie selbst und viele andere vor Ihnen ha-
ben das bereits angesprochen – haben wir es teilweise
mit fragilen Staaten zu tun, mit korrupten Eliten und
Kleptokraten, die das Geld, das dort ankommt, versi-
ckern lassen. Das gilt übrigens auch für die Einnahmen
aus den Rohstoffverkäufen, die in die Schweiz, nach Lu-
xemburg oder sonst wohin transferiert werden. Es kann
also nicht richtig sein, zufrieden zu sein, wenn man die
Mittel für diese Länder verdoppelt. Wir müssen stattdes-
sen andersherum vorgehen. Wir müssen überlegen, wo
wir mehr Mittel brauchen, wo wir sie vernünftig einset-
zen können und ob wir die Zahlung auch wirklich ver-
antworten können. Das sind wir dem deutschen Steuer-
zahler schuldig. 

Andernfalls geschieht Folgendes: Wir zahlen Geld an
ein Land, das überhaupt nicht absorptionsfähig ist, das
die Mittel gar nicht aufnehmen kann, und die Ministerin,
die Bundesregierung, die EU oder auch die Weltbank
flüchtet wieder zu dem fragwürdigen Instrument der
Budgethilfe. Dieses Geld geht dann irgendwohin; der
Weg ist nicht kontrollierbar. Zum Schluss erreichen wir
dieses: Anstatt Trinkwasser in den Brunnen der Dürrege-
biete fließt Champagner in der Bahnhofstraße in Zürich.
Das ist das Problem, das wir haben. Deshalb muss es ge-
nau andersherum sein: erst vernünftige Programme und
ordentliche Strukturen, dann der Einsatz der Mittel.

Danke.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Zur Beantwortung Frau Däubler-Gmelin.

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Lieber Kollege

Königshaus, Sie haben gerade wieder die klassische Re-
plik eines Kollegen bzw. eines Politikers vorgetragen,
der im Grunde genommen nicht viel Ahnung von Afrika
hat. Lassen Sie mich das noch einmal sehr deutlich sa-
gen. 

(Beifall bei der SPD – Dr. Guido Westerwelle 
[FDP]: Wollten Sie nicht verbal abrüsten?)

Ich habe gerade gesagt – das ist der einzige Punkt, in
dem ich Ihnen voll und ganz recht geben kann –, dass
Geld bzw. die Erhöhung der Mittel nicht das Entschei-
dende ist. Insofern stimmen wir völlig überein. Im Übri-
gen geht es aber nicht allein darum, was wir für richtig
halten und von anderen verlangen. Partnerschaft bedeu-
tet vielmehr, dass man gemeinsam auf vereinbarte Ziele
hinarbeitet und dass diese partnerschaftliche Zusammen-
arbeit nicht nur zwischen Deutschland und den afrikani-
schen Staaten bilateral abgestimmt wird, sondern auch
zwischen Europa und Afrika insgesamt und im Rahmen
der UN-Institutionen. 

Ich möchte vielmehr nochmals die Menschen, die uns
heute zuhören und die unglaublich stark für Afrika enga-
giert sind – sei es in der Aidshilfe, in der Entwicklungs-
zusammenarbeit, in der Hilfe zugunsten der Kinder dort –,
auf die Aufbruchsbemühungen, Ansätze und Anstrengun-
gen in Afrika selber aufmerksam machen. Diese Men-
schen wollen die Ziele, die Sie als unsere Ziele definiert
und als europäisch oder deutsch motiviert gesehen haben;
sie verfolgen sie schon längst; sie wollen auch weniger
Korruption. Sie wollen Projekte im Dienst ihrer eigenen
Bevölkerung. Sie wollen Good Governance, und sie wol-
len Menschenrechte. Es geht darum, diese Menschen da-
rin partnerschaftlich zu unterstützen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Christian Ruck,

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der G-8-

Gipfel in Heiligendamm findet zu einem wichtigen und
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hoffnungsvollen Zeitpunkt statt. Im Gegensatz zu frühe-
ren Gipfeln geht es diesmal nicht darum, die Weltkon-
junktur zu stabilisieren; die Weltwirtschaft läuft auf
Hochtouren. Deutschland sitzt auch nicht mehr auf der
Anklagebank. Unter der neuen Regierung hat sich die
deutsche Wirtschaft von der Konjunkturbremse zur
Wachstumslokomotive entwickelt. Wem das zu schulden
ist, möchte ich jetzt nicht diskutieren, Herr Westerwelle.
Aber ich glaube, dass Ihre Ausführungen an der Wirk-
lichkeit vorbeigehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Die Bundesregierung genießt unter Angela Merkel
wirtschaftspolitisch, innenpolitisch und auch außenpoli-
tisch ein hohes Ansehen. Auch die bisherige EU-Rats-
präsidentschaft hat gute Arbeit geleistet. Kanzleramt,
Kabinett und Koalitionäre haben sich hochkonzentriert
und engagiert auf den bevorstehenden Gipfel vorberei-
tet. Herr Kuhn, ich freue mich über das, was die Kanzle-
rin gesagt hat. Das war deutlich und zukunftsgerichtet

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was genau war deutlich?)

und wird zu der richtigen Weichenstellung auf dem G-8-
Gipfel beitragen. Dafür sind wir dankbar. 

Es ist aber auch richtig – das haben die Bundeskanz-
lerin und viele meiner Vorredner deutlich gemacht –,
dass wir auf dem G-8-Gipfel dicke Bretter bohren müs-
sen. Herr Kuhn, Sie haben fast mit Schaum vor dem
Mund so getan, als wären Sie noch nie bei solchen Vor-
bereitungen dabei gewesen. Drei Wochen vor dem Gip-
fel alle Wunder zu verkünden, die zum Heil der Welt in
Heiligendamm vollbracht werden müssten, ist unsinnig.
Es geht darum, dass wir optimal vorbereitet sind. Sie
müssten eigentlich selber wissen, dass es bei dem Gipfel
auf alle Beteiligten ankommt. 

Die Schwerpunkte der Tagesordnung zeigen, dass die
Risiken ohne Tabus angesprochen werden können. Diese
Risiken liegen vor allem in der rasanten und ungleichge-
wichtigen weltweiten ökonomischen Entwicklung, die
ökonomisch und politisch gefährlich werden könnte, und
zwar in Zeiten der Globalisierung uns allen, auch uns
Deutschen und Europäern. 

Ich bin auch dankbar, dass das erhebliche Ungleich-
gewicht auf den Devisen- und Kapitalmärkten angespro-
chen wurde. Dass die Problematik der Hedgefonds auf
dem G-8-Gipfel vielleicht nicht gelöst werden wird,
kann keinen überraschen, Herr Kuhn. Aber dass das
Thema angesprochen wird und es den Einstieg zu einer
Lösung geben kann, erscheint mir sehr wichtig. Das gilt
auch für die Devisenüberschüsse Chinas oder das Au-
ßenhandelsdefizit der Vereinigten Staaten. Es gilt, wie
wir alle hoffen, auch für die Diskussion über eine Re-
form der internationalen Finanzinstitutionen. Auch das
ist etwas, was international überfällig ist.

Ein zweites Ungleichgewicht wurde schon breit dis-
kutiert, und zwar der verschärfte Wettbewerb um Res-
sourcen, der auch Afrika betrifft. Der phänomenale Auf-
stieg von Entwicklungsländern, zum Beispiel China, ist
im Grunde genommen positiv. Das war das Ziel der Ent-
wicklungspolitik Deutschlands über all die Jahre hin-
weg. Im Verbund mit dem schwelenden Pulverfass im
Nahen und Mittleren Osten hat der Wettlauf um die
Gunst der Afrikaner aber nicht nur dazu geführt, dass
unser Nachbarkontinent prosperiert. Vielmehr hat er
auch zu einer gewissen Destabilisierung geführt. 

Es gehört zur Wahrheit, dass das, was für manche
Länder der sogenannten Zweiten und Dritten Welt gilt,
auch für Afrika gilt: Die Rohstoffhausse und die Wachs-
tumsraten haben in einigen Ländern nicht zur Verminde-
rung der Armut geführt. Es gibt nach wie vor Hunderte
Millionen Menschen, die in einer gefährlichen Perspek-
tivlosigkeit verharren. Deswegen – das haben meine
Vorredner Matthias Wissmann und Frau Däubler-Gmelin
angesprochen – war es unser Anliegen, dass nicht nur
Afrika als solches, also die Hilfe beim Aufbau von Ge-
sundheitssystemen und bei der Aidsbekämpfung und die
Erhöhung der zur Verfügung gestellten Mittel, auf die
Tagesordnung gesetzt wird. Wir haben vielmehr darauf
gedrängt, dass auch die andere Seite der Medaille ange-
sprochen wird, indem wir von den Afrikanern Good
Governance einfordern, also eine gute Regierungsfüh-
rung, ein besseres Management ihrer eigenen Reichtü-
mer und Rechts- und Investitionssicherheit für grenz-
überschreitende Investitionen. Das sind Dinge, die vor
allem von den Afrikanern selbst kommen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deswegen ist die Schwerpunktsetzung in doppelter Hin-
sicht richtig: Afrika ja, aber in einer Partnerschaft auf
Augenhöhe. Wir wollen auch etwas von den Afrikanern.
Sonst kommt Afrika nicht voran. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Ich freue mich, dass es gerade bei den NEPAD-Län-
dern hoffnungsvolle Anzeichen gibt und dass es in vie-
len afrikanischen Ländern Wachstum gibt, das breit an-
gelegt ist und allen zugutekommt. Das ist der Weg, den
wir unterstützen sollten. Das gilt auch für die Korrupt-
ionsbekämpfung; denn bei der Korruption gibt es im-
mer zwei Seiten: einen Geber und einen Empfänger. 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Addicks? 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): 
Herr Addicks, was kann ich für Sie tun? 

Dr. Karl Addicks (FDP): 
Herr Kollege Ruck, über Good Governance ist heute

schon viel gesprochen worden. Ich habe gestern die
Bundesregierung gefragt, ob und was sie dagegen zu tun
gedenkt, dass in Afrika Milliardenbeträge aus Geldern
der Entwicklungszusammenarbeit und den Ressourcen-
einnahmen „versickern“. – Das ist mittlerweile schon ein
Terminus technicus geworden. Würden Sie uns heute
vielleicht einmal berichten, was auf dem G-8-Gipfel
dazu gesagt werden soll?
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Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): 
Da Sie davon ausgehen, dass ich das Abschlusskom-

muniqué des G-8-Gipfels schon kenne – das ehrt mich
sehr, stimmt aber nicht ganz –,

(Heiterkeit)

darf ich Ihnen sagen, dass ich glaube, dass wir in der
Frage eines gemeinsamen Verhaltenskodexes für das
Verhalten der Geberländer und der wichtigsten Wirt-
schaftsnationen gegenüber Afrika einen Schritt voran-
kommen und dabei auch die Chinesen einbeziehen wer-
den. 

Nachdem ich jetzt durch Ihre Frage etwas Zeit ge-
wonnen habe, kann ich Ihnen sagen, dass ich mich sehr
freue, dass der chinesische Präsident, Hu Jintao, kom-
men wird. 

(Zuruf des Abg. Dr. Karl Addicks [FDP])

– Sie haben gefragt, was wir meiner Meinung nach auf
dem G-8-Gipfel erreichen werden. Ich sage es Ihnen
noch einmal: Die Frage, was man zu einem besseren
ökonomischen Management der Afrikaner beitragen
kann, richtet sich an die Schwellenländer. Die Schwie-
rigkeiten im Zusammenhang mit dem Auftreten Chinas
wurden schon genannt. Ich erwarte auch, dass es uns ge-
lingt, die Volksrepublik China für ein anderes Verhal-
ten zu gewinnen. Jedenfalls gibt es Signale aus Peking,
dass man in dieser Richtung auch mehr Verantwortung
übernehmen möchte. Diese positiven Signale sollten wir
nutzen. 

Das vielleicht  größte Ungleichgewicht, das wir ha-
ben, ist – das wurde schon angesprochen – die Schief-
lage beim Weltklima. Die Reaktionen der Entschei-
dungsträger aus Politik und Wirtschaft auf diese
Megaherausforderung sind bisher unangemessen. Die
EU hat unter deutscher Ratspräsidentschaft ein Signal
gesetzt. Nun brauchen wir dringend ein Signal aus Heili-
gendamm. Es gibt sehr viele, die fragen, welche Legiti-
mation der G-8-Gipfel hat. Allein der Umstand, dass
sich dort Vertreter von Ländern versammeln, die für
70 Prozent der CO2-Emissionen verantwortlich sind, ist
eine Legitimation für diesen Gipfel. Wir brauchen ein
Signal für mehr Energieeffizienz, eine bessere Energie-
technologie und den Stopp der Waldzerstörung. Die
Zerstörung der Wälder trägt zum Anstieg der CO2-Emis-
sionen weltweit wesentlich mehr bei als zum Beispiel
der Verkehrsbereich. Nirgendwo ist konkretes Handeln
erforderlicher als hier. Nirgendwo ist die Einbeziehung
der Schwellenländer nötiger als hier. Das gilt auch für
China. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Da die Vereinigten Staaten angesprochen wurden,
möchte ich meiner Hoffnung Ausdruck verleihen, dass
der G-8-Gipfel Anlass zu einer Vertiefung der trans-
atlantischen Beziehungen bietet. Wir brauchen diese
Beziehungen zum Beispiel in wichtigen Welthandelsfra-
gen und in der Politik gegenüber der islamischen Welt,
aber auch beim Umwelt- und Klimaschutz. Annäherung
darf natürlich keine Einbahnstraße sein. Ich hoffe daher,
dass die Vereinigten Staaten mit einer konstruktiven Hal-
tung am G-8-Gipfel teilnehmen werden.

(Vorsitz: Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt)

Man kann sich über China – berechtigt – ärgern. Aber
wir dürfen nicht vergessen, dass die Chinesen uns auch
unseren Reformbedarf vor Augen führen, zum Beispiel
in Bezug auf unseren bürokratischen Aufwand und die
Länge der Entscheidungswege. Dass die Volksrepublik
China wesentlich mehr jungen Menschen aus der ganzen
Welt, vor allem aus Afrika, ein Stipendium bietet, sollten
wir nicht den Chinesen vorwerfen. Vielmehr sollten wir
uns hier an die eigene Nase fassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Attac und andere Globalisierungsgegner haben er-
kannt, was vielleicht noch nicht allen bewusst ist, näm-
lich dass die Globalisierung und ihre Folgen uns alle be-
treffen. Aber die Folgerungen von Attac sind falsch. Ein
Rückzug aus dieser Welt ist weder möglich noch verant-
wortbar. Es geht vielmehr darum, die Globalisierung
mitzugestalten. Deutschland gehört nur dann zu den
Gewinnern der Globalisierung, wenn es uns gelingt, dass
keine Verlierer auf der Strecke bleiben. Deswegen sind
die Kernelemente unserer sozialen Marktwirtschaft na-
tional und international so aktuell wie nie zuvor: die
Freiheit der wirtschaftlichen und der politischen Betäti-
gung des Einzelnen sowie gerechte und beste Startchan-
cen für alle durch optimale Bildung und Ausbildung,
aber auch klare Spielregeln für alle – das gilt für den
Schutz des geistigen Eigentums genauso wie für Sozial-
und Umweltstandards – und die Rücksicht auf die
Schwächeren der Gesellschaft. 

Frau Bundeskanzlerin Angela Merkel, Wachstum und
Verantwortung, genau das ist Ihr Leitmotiv. Beides ge-
hört zusammen. Dafür wünschen wir Ihnen und Ihrem
Team in Heiligendamm den bestmöglichen Erfolg.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Claudia Roth,

Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen.

Claudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Als ich vor zwei Tagen in Heiligendamm an dem kilo-
meterlangen, einbetonierten und mit Stacheldraht be-
wehrten Zaun stand, habe ich mich gefragt: Ist das ein
starker Staat, der sich so aufrüstet? Ist das ein starker
Staat, der Politik hinter einem solchen Zaun verbarrika-
diert und sich vor den Bürgern, die die Konsequenzen
der Politik tragen, verstecken muss? Ich habe mich ge-
fragt, wovon unsere Demokratie lebt und was der Unter-
schied unseres Rechtsstaats zu einer prügelnden, gelenk-
ten Demokratie eines Wladimir Putin ist. Das sind doch
Transparenz, Partizipation und Einmischung. Eine starke
Demokratie lebt von Bewegung, von Protest, von Kritik,
von Widerstand, von Widerspruch, von Zivilcourage und
(B)
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auch von zivilem Ungehorsam. Sie lebt davon, dass ge-
rade in Gipfelzeiten Grundrechte nicht zur Disposition
gestellt werden und das Recht nicht entrechtet wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Selbstverständlich gehören zu einem G-8-Treffen be-
rechtigte Sicherheitsmaßnahmen, damit die Teilnehmer
geschützt werden. Selbstverständlich rufen wir zu fried-
lichen Demonstrationen auf. Aber diese Sicherheit recht-
fertigt nicht unverhältnismäßige, willkürliche Razzien,
sie rechtfertigt nicht die Kriminalisierung des gesamten
Protests mit der Keule des Terrorismusverdachts, sie
rechtfertigt nicht Einschüchterungen und Abschreckung,
sie rechtfertigt nicht Schnüffeleien und Geruchsproben,
die natürlich, Herr Westerwelle, an die Stasi erinnern
müssen, und sie rechtfertigt nicht, dass eine Bannmeile
um die Bannmeile errichtet wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gestern hatte der Art. 8 des Grundgesetzes Geburtstag.
Das Demonstrationsrecht und die Versammlungsfreiheit
sind Grundnahrungsmittel in unserem Rechtsstaat. Diese
einzuschränken, macht aus dem starken Staat einen
schwachen Staat. Das wollen wir nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Ansehen Deutschlands leidet doch nicht in den
nächsten Wochen darunter, dass es breiten Protest und
laute Kritik gibt. Es leidet, wenn Demonstrationen einen
Bogen um die G-8-Teilnehmer nach dem Motto machen
müssen: Demonstrieren ja, aber bitte so, dass man davon
nichts hört und nichts sieht. – Genau das ist die Entlee-
rung des Grundrechts auf Demonstrationsfreiheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Wir wollen, dass Sie, Frau Merkel, und Ihre Gäste die
berechtigte Kritik an einer ungerechten Globalisierung
hören, wir wollen, dass Sie und Ihre Gäste das hören,
was so viele von den acht größten Klimasündern wollen,
die in Heiligendamm an einem Tisch sitzen. Lieber
Christian Ruck, wir wollen keine Wunder, sondern wir
wollen konkrete Beschlüsse, wir wollen verbindliche Ziele
und wir wollen konkrete Maßnahmen, wie das 2-Grad-Ziel
eingehalten werden kann. Wir wollen, dass niemand
Heiligendamm verlässt, ohne zugesagt zu haben, die
CO2-Emissionen um 30 Prozent zu senken. Wir wollen,
dass die Energiewende konkret angegangen wird. Wir
wollen nicht zulassen, dass solche konkreten Festlegun-
gen von Bush verwässert werden; denn dann können wir
die Klimakatastrophe nicht verhindern. Frau Merkel, wir
wollen auch keine schönen Reden und keinen Sonntags-
sprech, wenn es um die Millenniumsziele geht. Sie soll-
ten sie nicht nur beschreiben, sondern endlich konkret
umsetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich nenne als Stichwörter Entwicklungsfinanzierungs-
instrumente zur Bekämpfung der Armut, für die Bildung
und für die Gesundheit.
(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]:
Schauen Sie doch einmal auf Ihre Regierungs-
zeit!)

Sie könnten das doch beschließen. Machen Sie es doch! 

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: 
Wir machen es doch!)

Beschließen Sie die Devisenumsatzsteuer und die Ab-
gabe auf Flugtickets, die Frankreich übrigens schon
lange hat, oder die Kerosinsteuer! Dann kommt wirklich
etwas dabei heraus, und zwar mehr als Sonntagssprech.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Frau Merkel, ich möchte Sie wirklich bitten,
dass Sie auf die Tagesordnung setzen und die Verantwor-
tung dafür übernehmen, dass Abrüstung vorangebracht
wird. Es sitzen nicht nur die Klimasünder an einem
Tisch, es sitzen auch die an einem Tisch, die weltweit die
höchsten Militärausgaben, die größten Rüstungsarse-
nale und die größten Nuklear- und Rüstungsexporte zu
verantworten haben. Wir tragen Verantwortung dafür,
dass es zu mehr Abrüstung kommt und nicht zu einem
Raketenabwehrschirm, der nicht mehr, sondern weniger
Sicherheit bedeutet. Das muss auf die Tagesordnung,
liebe, verehrte Frau Merkel. 

Wenn Sie von Wachstum und Aufschwung reden,
dann muss doch ein Signal von Heiligendamm ausge-
hen, dass dieses Wachstum endlich ökologisch, sozial
und kulturell bestimmt wird. Nur dann ist es nachhaltig,
und nur dann ist es die Voraussetzung für eine gerechte
Globalisierung. Wenn Sie von Wachstum reden, dann
müssen Sie auch sagen, dass dieses Wachstum ökologi-
sche und soziale Leitplanken beispielsweise im Welt-
handelssystem braucht. Dafür muss der G-8-Gipfel ein
Signal setzen. Wir brauchen klare, verbindliche Verein-
barungen, eine starke UNO, die genau diese Ziele errei-
chen kann, und ein Deeskalationsprinzip, durch das der
Protest in friedliche Bahnen gelenkt wird.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun der Kollege Dr. Sascha Raabe für

die SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Sascha Raabe (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen

und Kollegen! Liebe Frau Kollegin Roth, es ist immer
richtig, auf den Schrei der Demonstranten zu hören. Hier
im Parlament wird man auch dann gehört, wenn man in
einer normalen Tonlage redet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Manchmal ist es vernünftig, laut in der Sache zu sein.
Wenn man aber wie Sie und auch Herr Kollege Gysi
Deutschlands angeblich zu geringe ODA-Quote kriti-
siert, sollte man angesichts der erheblichen Steigerungen
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etwas leiser sein und würdigen, was wir in den letzten
zwei Jahren geschafft haben. 2004 – damals war Ihre
Partei mit an der Regierung – lag die ODA-Quote bei
0,28 Prozent; jetzt liegt die ODA-Quote bei 0,36 Pro-
zent.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

In der Tat geht es aber nicht nur um Geld. Wir reden
heute unter anderem über Afrika, über die Entwick-
lungsländer und damit auch über uns; denn wir leben in
einer Welt. Die Diskussion über den Klimawandel zeigt:
Unabhängig davon, wo CO2 verursacht wird, sind wir
alle von diesem Problem betroffen. Ebenso betreffen uns
alle die mit Sicherheit, Frieden, Flüchtlingen und Migra-
tion verbundenen Probleme. Jeder Cent, den wir in die
Vermeidung der Klimaerwärmung in anderen Ländern
oder in die Überwindung von Hunger und Armut inves-
tieren, ist wichtig für unsere eigene Zukunft.

Wie wollen wir – auch in unserem eigenen Interesse –
erreichen, dass diese Probleme gelöst werden? Wir wol-
len Instrumente wie „Fördern und Fordern“ einsetzen.
Genauso wie bei der in Deutschland praktizierten Wie-
dereingliederung von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt
geht es darum, Menschen zu helfen, sich selbst zu hel-
fen, und gleichzeitig von ihnen zu fordern, dass sie selbst
einen Beitrag leisten. Diese Elemente enthält der Antrag
der Großen Koalition. Wir treten dafür ein, dass zum
Zwecke des Förderns Finanzmittel bereitgestellt werden
– Stichwort „Steigerung der ODA-Quote“ –, dass gute
weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen geschaffen
werden und dass auf der anderen Seite eine gute Regie-
rungsführung eingefordert wird.

Ich bin dafür dankbar, dass sich unsere Bundeskanz-
lerin hier nochmals zur Steigerung der nationalen Ver-
pflichtungen im Zusammenhang mit der ODA-Quote be-
kannt hat. Mein Dank gilt natürlich auch unserer
Entwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul,
die für die Politik der Bundesregierung seit vielen Jahren
mitverantwortlich ist und im Jahr 2000 maßgeblich dazu
beigetragen hat, dass in der Europäischen Union ein ent-
sprechender Beschluss gefasst worden ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Um unsere Ziele zu erreichen, werden wir innovative
Finanzierungsinstrumente brauchen. Ich fand interes-
sant, dass unsere Bundeskanzlerin heute gesagt hat, sie
wolle die Einnahmen aus den Versteigerungen von
CO2-Zertifikaten dafür nehmen. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat das Kabinett aber nicht be-
schlossen!)

– Frau Künast, schenken Sie mir bitte Ihr Gehör.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich höre Ihnen ja zu! Das haben Sie ja
gerade gemerkt!)

Ich denke, der Vorschlag der Bundeskanzlerin ist gut.
Die SPD-Bundestagsfraktion hat diese Woche die
Besteuerung von Kerosin und eine Flugticketabgabe
als mögliche innovative Finanzierungsinstrumente aus-
drücklich beschlossen. Ich glaube, dass wir auch mit
solch einem Instrument, wie es in Frankreich übrigens
bereits eingeführt wurde, mit relativ kleinen Beträgen,
die die Familien und den normalen Reisenden nicht be-
lasten, der dann bei Interkontinentalflügen für ein Eco-
nomyticket zusätzlich 5 oder 10 Euro zahlen muss, Mit-
tel generieren können. Wir sind dafür, die Businessclass
stärker zu belasten. Über Mittel wie diese müssen wir
mit dem Koalitionspartner sicherlich noch reden. So
können wir einen Mix schaffen, der dadurch gekenn-
zeichnet ist, dass wir unserer finanziellen Verantwortung
für die ärmsten Länder und somit auch für uns – das
Ganze geschieht auch in unserem eigenen Interesse – ge-
recht werden.

Wir haben vom Fördern geredet. Wir brauchen in der
Tat auch Weltwirtschaftsbedingungen, durch die das
nicht wieder kaputtgemacht wird, was wir mit den Mit-
teln der Entwicklungszusammenarbeit aufbauen. Die
Agrarsubventionen sind hier schon zu Recht genannt
worden. Die Industrienationen geben weltweit pro Jahr
fast 300 Milliarden Dollar für Agrarsubventionen und
nur einen wesentlich kleineren Teil für Entwicklungszu-
sammenarbeit aus. An dieser Stelle ist schon zu hinter-
fragen, was es bringt, wenn wir einem Landwirt in Af-
rika zeigen, wie er sein Feld bestellen kann, wenn wir
ihm das Know-how vermitteln, wie man Getreide
pflanzt, Hühner züchtet oder Baumwolle anbaut, und
dann aufgrund von Subventionen aus den USA oder aus
Europa Hühnerfleisch zu Dumpingpreisen auf den Markt
kommt. Der mit falscher Nahrungsmittelhilfe oder zum
Beispiel mit exportsubventioniertem Milchpulver kon-
frontierte Landwirt in Afrika kann seine Produkte auf
den lokalen Märkten dann nicht verkaufen. Es ist wich-
tig, dass wir zu einem Ende der Agrarexportsubventio-
nen kommen. Da muss sich die Bundesregierung in
Europa halt durchsetzen. Leider ist das mit den Franzo-
sen manchmal ein bisschen schwierig. Wir werden wei-
ter dafür kämpfen; auch unsere Ministerin Heidemarie
Wieczorek-Zeul hat das bei den WTO-Verhandlungen
immer deutlich gemacht. Das werden wir als Fraktion
und als Koalition weiterverfolgen. 

(Beifall bei der SPD)

An diese Stelle gehört natürlich auch das, was vorhin
schon angesprochen wurde: die soziale Gestaltung der
Globalisierung, die Frage von Arbeits-, Sozial- und Um-
weltstandards sowie – wenn ich das einmal so sagen
darf, Herr Kollege Westerwelle – die Frage von Werten.
Herr Westerwelle, Sie haben vorhin zum Ausdruck ge-
bracht, Globalisierung sei aus Ihrer Sicht nicht rein öko-
nomisch, es gebe auch eine Globalisierung der Werte, es
gebe Wandel durch Handel, man könne Werte transpor-
tieren. Aber das geht nicht nur mit moralischen Appel-
len. Dann müssen Sie und Ihre Partei schon über ihren
Schatten springen. Immer dann, wenn wir die Werte, die
auch Sie einfordern, in konkreten Vereinbarungen um-
setzen wollen, sei es in der WTO, in der Welthandelsor-
ganisation, oder sei es in Deutschland, zum Beispiel
beim Thema Mindestlöhne, wenn wir also nicht nur mo-
ralische Appelle aussprechen wollen,
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(Gabriele Groneberg [SPD]: Dann kneifen 
Sie!)

dann ist der Wert, den Sie transportieren wollen: Freie
Fahrt für freie Wirtschaft. – Das wollen wir nicht. Wir
wollen das konkret in der WTO verankern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Unser Arbeitsminister hat dazu schon viele gute
Worte gefunden. Auch die Kanzlerin hat neulich auf ei-
ner Konferenz gesagt, dass sie diese Standards in der
WTO eingebunden sehen möchte. 

Wenn wir Länder entschulden, werden wir nicht um-
hinkommen, darauf zu achten, dass die freiwerdenden
Mittel auch richtig verwendet werden. Herr Kollege
Gysi, Sie haben vorhin in Bezug auf unsere Verpflich-
tungen, die Mittel für Entwicklungsfinanzierung, die
ODA-Quote, zu steigern, gesagt, das sei alles nichts
wert, weil wir Länder nur entschuldet hätten. Den Effekt
dieser Entschuldung haben Sie kleingeredet. Dazu will
ich Ihnen einmal sagen: Durch die Entschuldung von
Ländern in Afrika können 20 Millionen Kinder mehr in
die Schule gehen. Deswegen finde ich es nicht fair, wenn
Sie sagen, das sei kein guter Beitrag gewesen. Für die
Länder ist es egal, ob sie frisches Geld bekommen oder
ob sie, weil sie den Schuldendienst nicht mehr bezahlen
müssen, Haushaltsmittel für Bildung und Gesundheit
verwenden können. 20 Millionen Kindern in Afrika geht
es durch die Entschuldung besser.

Herr Gysi, Sie haben vorhin auch gesagt, dass es in
Deutschland durch den Aufschwung niemandem besser
geht. Doch, 1 Million Menschen weniger ist arbeitslos,
und diesen Menschen geht es besser. Ich bitte Sie, das
einmal anzuerkennen. Wenn man die richtigen Dinge
macht, kann man vielen Menschen helfen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Daran werden wir weiter arbeiten und in diesem
Sinne auch den G-8-Gipfel zu einem für die Entwick-
lungsländer und für die ärmsten Menschen auf der Welt
erfolgreichen Abschluss führen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Erich Fritz für CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Erich G. Fritz (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte eine Bemerkung machen, bevor ich mit mei-
ner eigentlichen Rede beginne. Die Kollegin von der
Linken hat in ihrer Kurzintervention gezeigt, dass sie
sich wirklich für keinen Gag zu schade ist. Herrn
Wissmann hier als Vertreter der Automobilwirtschaft
darzustellen
(Zurufe von der LINKEN: Ist er doch auch!)

– Moment, lassen Sie mich doch wenigstens einen Satz
aussprechen –, das ist wirklich zu billig. Dieser Mann
hat 30 Jahre im Parlament eine klare ordnungspolitische
Linie verfolgt, die er heute noch einmal deutlich darge-
stellt hat. Warum er heute gesprochen hat, wird auch Ih-
nen nicht entgangen sein. Seien Sie doch froh, dass es in
Deutschland die Möglichkeit gibt, zwischen Politik und
Wirtschaft zu wechseln.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Kuhn musste sich sehr anstrengen, so zu spre-
chen, wie er es getan hat. Frau Roth hatte einen richtigen
Adrenalinfrühling. Sie konnte endlich wieder so spre-
chen wie vor 30 Jahren. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU
und der SPD – Claudia Roth [Augsburg]
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da hätten Sie
mich einmal vor 30 Jahren kennen müssen!)

Das war doch sehr unterschiedlich zwischen den beiden. 

Herr Gysi hat eine Rede gehalten, die nichts anderes
darstellt als den Versuch, die Ängste der Menschen aus-
zubeuten. Er hat sich auch nicht gescheut, an vielen Stel-
len nur die halbe Wahrheit zu sagen.

(Dr. Christian Ruck [CDU/CSU]: Wenn über-
haupt!)

Die halbe Wahrheit – das muss man wissen – ist eben
auch eine halbe Lüge, Herr Dr. Gysi. 

Wenn Sie von den Agrarexporten und -importen
sprechen, dann müssen Sie zumindest wissen, dass die
Europäische Union mit Vorgaben bereit ist, die Exporte
auf Null zu reduzieren. Das ist noch nicht abgeschlossen.
Wir sind hier also auf einem guten Weg. Sie können
nicht die Quellen von vorgestern zitieren. Das Welttextil-
abkommen ist ausgelaufen. Ist Ihnen das entgangen? Die
Beispiele waren einfach nur falsch. Wir haben nicht
reagiert, weil Sie den falschen Menschen zitiert haben,
sondern weil Sie falsche Aussagen gemacht haben.

Mir kommt es in der Debatte manchmal so vor, dass
diejenigen, die in der Vergangenheit am deutlichsten ge-
sagt haben, wir müssen den armen Ländern helfen, jetzt
nicht damit fertig werden, dass sich diese Länder zu ei-
nem guten und immer größeren Teil im Wettbewerb ih-
ren Anteil nehmen und uns zu Veränderungen zwingen,
zu denen wir innerlich gar nicht bereit sind.

(Matthias Wissmann [CDU/CSU]: So ist es!)

In dieser Auseinandersetzung gibt es natürlich viel zu re-
geln. Hier gibt es viele Missverhältnisse, über die wir re-
den müssen. Das ist aber der Kern der Geschichte.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie erzählen auch nur die halbe Wahr-
heit! Wir machen mit unseren Exporten die
Entwicklungsländer kaputt!)

Sie können draußen nicht fordern, dass die Entwick-
lungsländer ihren Anteil bekommen, und den Menschen
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gleichzeitig signalisieren, es dürfe sich im Vergleich zu
früher nichts ändern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
der Abg. Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD])

Natürlich wird sich vieles ändern. Natürlich ist das eine
Herausforderung für die Industrieländer. Natürlich ist
das auch eine Herausforderung an unseren Lebensstil,
unseren Ressourcenverbrauch sowie alle Kriterien, die
man anlegen muss.

Nun zur Frage der Legitimation der G 8, die hier ver-
schiedentlich eine Rolle gespielt hat. Herr Kuhn, aller-
dings geschah dies zum Teil etwas verquer. Man kann
nicht auf der einen Seite sagen, es gebe keine Legitima-
tion für diese Einrichtung, und auf der anderen Seite sa-
gen: Liebe Frau Kanzlerin, komm ja nicht ohne konkrete
Beschlüsse nach Hause. Man kann nur das eine oder das
andere sagen, nicht aber beides gleichzeitig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Die G 8 sind ein wichtiger Impulsgeber und ein wich-
tiges Dialogforum. Es braucht keine zusätzliche Legiti-
mation. Wenn jemand Verantwortung übernimmt und
sich mit anderen zusammensetzt, um Lösungen zu fin-
den und vorzubereiten, dann muss er dafür nicht zusätz-
lich legitimiert sein. Es handelt sich immerhin um Re-
gierungen, die – wenn die Schwellenländer dabei sind –
mehr als die Hälfte der Menschheit vertreten. Das sind
mindestens 3,5 Milliarden Menschen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die sind doch nicht dabei!)

Zum größten Teil sind das Regierungen, die demokra-
tisch legitimiert sind. Die brauchen keinen internationa-
len Vertrag, um sich zusammenzusetzen und um sich
möglichst gute Gedanken zu machen. Diese Staaten ha-
ben die größte Wirtschaftsmacht. Sie haben die größten
Wachstumsreserven. Zusammengenommen verfügen sie
über die größten technologischen Möglichkeiten, um mit
den Herausforderungen klarzukommen. Sie verfügen in-
nerhalb der Vereinten Nationen über die größten Lö-
sungskompetenzen. Sie haben in dieser Zusammenset-
zung auch Möglichkeiten, dafür zu sorgen, dass
international anerkannte und durchsetzungsfähige Stan-
dards für den Handel, für die Ökologie, für das Soziale
und für die Entwicklung zustande kommen und auch
eingehalten werden. Wer denn sonst, wenn nicht diese
Gruppierung, nämlich die Mitglieder der G 8 und die
großen Schwellenländer, soll diese Verantwortung über-
nehmen? Wenn die Bundeskanzlerin diejenige ist, die
durch ihre Rolle jetzt die Übernahme von weltweiter
Verantwortung organisieren kann, dann muss sie unter-
stützt werden. Das täuscht freilich nicht darüber hinweg,
dass die Ausgangslage für die Diskussionen in Heiligen-
damm alles andere als komfortabel ist. Herr Kuhn, hier
geht es darum, dass man in der Frage der Bereitschaft,
sich auf Themen einzulassen, möglichst weit kommt.

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Lötzer?
Erich G. Fritz (CDU/CSU): 
Sofort.

Es wäre schön, wenn es in diesem Kreis die Möglich-
keit gäbe, zu sagen, wir reden über die Ausprägungen
des Klimaschutzes und über die Ausgestaltung der So-
zialstandards. Das ist aber nicht der Fall. Bei diesen The-
men geht es erst einmal darum, eine Gesprächsbasis her-
zustellen. Wenn das gelingt, dann ist schon sehr viel
geschafft.

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Frau Kollegin Lötzer, bitte.

Ulla Lötzer (DIE LINKE): 
Vielen Dank. – Kollege Fritz, ist Ihnen bekannt, dass

zum Beispiel Investitionsfreiheit durchzusetzen, was zu
den Zielen des G-8-Gipfels gehört, gegen die „Charta
über die wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staa-
ten“ der Vereinten Nationen verstößt, in der es ausdrück-
lich heißt, dass alle Staaten berechtigt sind, soziale und
ökologische Auflagen gegenüber Konzernen zu ma-
chen? Ist das nicht gerade eine Schwächung von sozialen
und ökologischen Standards, die der hier heute viel-
zitierten Pflicht, ökologische und soziale Standards zu
entwickeln, entgegensteht?

Zweitens. Ist in diesem Zusammenhang nicht der Ap-
pell zum Beitritt zum Global Compact und zu der Ver-
pflichtung zur Wahrung des Code of Conduct als freiwil-
lige Verhaltenskodices etwas, was inzwischen seit
Jahrzehnten nicht funktioniert, sondern zu mehr Men-
schenrechtsverletzungen geführt hat, zu mehr Verstößen
gegen gewerkschaftliche Rechte? Bedeutet nicht die
Wiederholung der Appelle beim G-8-Gipfel die Schwä-
chung der sozialen und ökologischen Verpflichtung von
Konzernen im Rahmen der Globalisierung statt die Stär-
kung einer Politik für eine soziale und ökologische
Dimension?

Erich G. Fritz (CDU/CSU): 
Liebe Frau Kollegin, die Frage der Investitionsfreiheit

– oder besser: die zukünftige Regelung der Investi-
tionstätigkeit zwischen den Ländern – ist ein wichtiger
Teil einer zukünftigen globalen Ordnung. Sie muss na-
türlich so ausgestaltet werden, dass jedes Land, das sich
einer solchen Regelung unterwirft, nicht gezwungen ist,
unbillig eigene Nachteile in Kauf zu nehmen. Aber Sie
wissen selbst, dass im multilateralen Bereich ein anderes
Abkommen gar nicht zustande kommen wird. Die afri-
kanischen Länder erklären in der WTO seit Jahren ganz
eindeutig, dass es mit ihnen ein solches Abkommen
nicht geben wird, wenn nicht genau dieses Erfordernis
erfüllt ist. Woher kommt also die Angst? 

Auf der anderen Seite haben wir gesehen, dass
Schwellenländer, die gut oder annähernd gut regiert wor-
den sind und Systeme hatten, in denen in die Menschen
investiert worden ist, in Bildung, Ausbildung, Gesund-
heit, schließlich in der Lage waren, einen Weg zu gehen,
der allen etwas gebracht hat. Das müssen wir zur Vo-
raussetzung machen. Diese Länder waren klug genug,
nach einer bestimmten Zeit die Grenzen zu öffnen und
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sich dem Wettbewerb zu stellen. Erst dadurch, dass sie
wettbewerbsfähig geworden sind und auch Investitionen
im eigenen Land ermöglicht haben, haben sie für immer
größere Teile ihrer Bevölkerung Wohlstand erzielen
können.

Deshalb bleibt die Regelung der Investitionstätigkeit
eine wichtige Frage. Aber sie kann so gestaltet werden,
dass die negativen Effekte nicht eintreten.

Zu dem zweiten Thema, liebe Frau Kollegin, muss
ich eigentlich nichts sagen. Der Tenor der Debatte beant-
wortet diese Frage für meine Begriffe eigentlich ganz
von alleine. Einverstanden?

(Ulla Lötzer [DIE LINKE]: Das sehe ich völ-
lig anders!)

Meine Damen und Herren, mit Blick auf den G-8-
Gipfel in Heiligendamm kann von dieser Debatte nur der
Appell ausgehen, dass all diejenigen, denen globale Ent-
wicklung, Entwicklungspolitik, die Frage der Gestaltung
offener Märkte und internationaler Regeln ein echtes
Anliegen sind, sich hinter diese Bundesregierung und
die Bundeskanzlerin stellen, deren Bemühen es ist, auf
dem Gipfel wesentliche Aspekte einer internationalen
sozialen Marktwirtschaft zu diskutieren. Unsere Erfah-
rungen müssen dazu beitragen, dass deutlich wird, dass
man nachhaltige Politik, eine Politik einer sozialen und
ökologischen Entwicklung innerhalb der Weltwirtschaft
nur gestalten kann, wenn man alle drei Säulen ent-
wickelt. Da ist die Welt nun einmal sehr unterschiedlich
aufgestellt. Im Bereich des Handels gibt es die WTO; sie
hat immerhin Sanktionsmöglichkeiten. Der Umweltbe-
reich ist sehr zersplittert; es gibt auf jeden Fall keine Or-
ganisation als adäquaten Verhandlungspartner der ande-
ren Seite. Im sozialen Bereich gibt es zwar eine
altehrwürdige Tradition, die auch Gestaltungskraft be-
wiesen hat, indem sie aus der Vielzahl der Konventio-
nen, die in 50 Jahren entstanden sind, für das Wichtigste
Kernstandards entwickelt hat; aber sie hat keine wirkli-
che Durchsetzungskraft.

Deshalb wird es darauf ankommen, in einem multila-
teralen Prozess, in dem alle die gleichen Chancen der
Mitgestaltung haben, dafür zu sorgen, dass diese drei
Säulen der Nachhaltigkeit gleichgewichtig entwickelt
werden. Man darf aber nicht so tun, als wolle man mit
dieser Regelung den freien Handel ausschalten. Denn
man wird Instrumente zur Verbesserung des Wohlstan-
des der Menschen nur auf Grundlage des freien Handels
entwickeln können. Im Übrigen werden die meisten
Länder das dafür benötigte Geld nur aufbringen können,
wenn sie wirtschaftlich erfolgreich sind und Wachstum
haben.

Die Bundesregierung organisiert auf dem G-8-Gipfel
internationale Verantwortung. Es ist in dieser Zeit uner-
lässlich, dass die Schwellenländer einbezogen werden.
Sie selbst wollen übrigens nicht Mitglied der G 8 wer-
den. Aber nicht nur innerhalb der G 20, sondern auch an
vielen anderen Stellen beweisen sie, dass sie bereit sind,
vielfältige Verantwortung zu übernehmen. Wir sollten es
positiv aufnehmen, dass sie in Heiligendamm mit am
Tisch sitzen, und sollten dieser Veranstaltung keine un-
lautere Absicht unterstellen. Wir sollten vielmehr diesen
Diskussionsprozess stärken; denn weder in der UNO
noch in der WTO noch in anderen Organisationen, in de-
nen wir auf eine funktionierende Zusammenarbeit ange-
wiesen sind, können Lösungen gefunden werden, wenn
nicht Vertrauen und Gesprächsbereitschaft vorhanden
sind und wenn nicht die Basis der Gemeinsamkeiten
wächst.

Ich wünsche der Bundeskanzlerin für den Gipfel viel
Erfolg, alles Gute und einen guten Verlauf.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Letzter Redner in dieser Debatte ist nun der Kollege

Frank Schwabe für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Frank Schwabe (SPD): 
Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! Im

Jahr 2007 ist der internationale Klimaschutz eines der
zentralen Themen. Im Dezember findet in Indonesien
die Weltklimakonferenz statt. Wir brauchen den Auftrag,
ein Kiotonachfolgeabkommen auszuhandeln, für den
Beginn der Verhandlungen. 

In Nairobi ist deutlich geworden, dass die Konferen-
zen, die jetzt stattfinden, allein nicht reichen. Der Klima-
schutz muss auf höchster Ebene behandelt werden. Des-
wegen ist der G-8-Gipfel in Heiligendamm so wichtig.
Es muss deutlich werden, dass die Industrieländer bereit
sind, Führerschaft zu übernehmen. Deutschland baut
seine Führungsrolle aus; andere machen mit. Es gibt sehr
positive Signale aus Japan und aus anderen Ländern.

Es ist im Übrigen notwendig – auch das will ich an
dieser Stelle sagen –, dass wir unsere eigenen Maßnah-
men erfolgreich umsetzen. Es ist daher richtig, dass sich
die Bundesregierung und der Deutsche Bundestag ambi-
tionierte Ziele gesetzt haben. Diese müssen jetzt aller-
dings durch Maßnahmen unterfüttert werden. Die SPD-
Fraktion wird die Bundesregierung und auch die CDU/
CSU-Fraktion daran messen, ob wir in diesem Jahr noch
zu substanziellen Ergebnissen kommen. Insbesondere
der Bundeswirtschaftsminister muss für den Bereich der
Kraft-Wärme-Kopplung, der erneuerbaren Energien und
des Top-Runner-Programms Gesetze vorlegen und auf
europäischer Ebene aktiv werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es geht also in Heiligendamm darum, dass die Indus-
trieländer, die für den größten Teil der weltweiten CO2-
Emissionen verantwortlich sind, Führerschaft überneh-
men. Man muss in diesem Zusammenhang immer wie-
der an die Zahlen über den CO2-Ausstoß pro Kopf erin-
nern: In den USA beträgt er 20 Tonnen, in Deutschland
10 Tonnen und in den afrikanischen Ländern nur
0,2 Tonnen. An diese Tatsache hat gestern Klaus Töpfer
in einer Anhörung des Deutschen Bundestages zum Kli-
mawandel richtigerweise erinnert. Es ist daher wichtig,
dass die Zivilgesellschaft den Finger auf die Wunde legt.
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Frank Schwabe
Deswegen ist der – hoffentlich friedliche – Protest in
Heiligendamm nicht nur legitim, sondern geradezu not-
wendig. Es ist auch notwendig, dass dieser Protest für
diejenigen sichtbar ist, die in Heiligendamm zusammen-
kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die zentrale Frage in Heiligendamm, was den Klima-
wandel angeht, wird allerdings sein – darauf ist heute
schon hingewiesen worden –, ob man es schafft, die
USA mit ins Boot zu holen. Bei aller Skepsis sage ich:
Es ist notwendig, dass der Druck im Kessel bleibt. Was
in den letzten Tagen durch Aussagen der US-Unterhänd-
ler an Streichorgien bekannt geworden ist, stimmt nicht
sehr hoffnungsfroh; es ist inakzeptabel. Daher muss der
Druck bestehen bleiben. Wir brauchen in Heiligendamm
substanzielle Ziele; ohne Verbindlichkeiten funktioniert
internationaler Klimaschutz nicht. Deswegen muss es
bei aller gebotenen Diplomatie harte Auseinandersetzun-
gen geben, auch mit George W. Bush. Es geht nämlich
um die Glaubwürdigkeit unserer eigenen, um die Glaub-
würdigkeit der internationalen Klimaschutzpolitik, aber
auch um die Debatte in den USA. Es ist heute schon da-
rauf hingewiesen worden, dass diese Debatte geführt
wird. Es ist nicht nur Al Gore, es sind nicht nur die Bür-
germeister von 400 Städten, es sind nicht nur zehn Bun-
desstaaten, sondern auch sehr viele Mitglieder des US-
Kongresses, die sich mittlerweile sehr intensiv für einen
umfassenden Klimaschutz einsetzen. 

(Beifall bei der SPD)

Ich weise darauf hin, dass am 3. und 4. Juni hier in
Berlin im Vorfeld von Heiligendamm eine G-8-plus-5-
Parlamentarierkonferenz stattfinden wird, bei der auch
viele Mitglieder des US-Kongresses anwesend sein wer-
den. Auch für sie ist es wichtig, die Art der Auseinander-
setzungen zu sehen, sodass der Druck auf die jetzige US-
Regierung international entsprechend erhöht wird.

Ich will heute hier keine Messlatte für Erfolg oder
Misserfolg auflegen. Man muss sich anschließend die
Dokumente ansehen. Das Ergebnis müssen diejenigen
verantworten, die die Verhandlungen führen werden. Al-
lerdings unterstütze ich ausdrücklich das, was Bundes-
minister Gabriel in den letzten Tagen gesagt hat: Ein be-
drucktes Stück Papier oder auch mehrere Seiten sind
kein Wert an sich; manchmal kann es auch notwendig
sein, am Ende zu sagen: Wir haben kein Ergebnis. Auch
das kann gelegentlich ein Ergebnis sein. Insofern ist
heute in der Debatte deutlich geworden: Es gibt viel Rü-
ckenwind im Deutschen Bundestag gerade für gute Ver-
handlungserfolge im Bereich des Klimaschutzes. Es gibt
hier aber ebenso einen hohen gemeinsamen Erwartungs-
druck. Deshalb wünsche ich der Bundeskanzlerin viel
Erfolg und gutes Geschick in Heiligendamm. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Ich schließe die Aussprache. Wir kommen nun zu ei-

ner Reihe von Abstimmungen.
Tagesordnungspunkt 4 b. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung zu dem Antrag der
Fraktionen der CDU/CSU und der SPD mit dem Titel
„Die deutsche G8- und EU-Präsidentschaft – Neue Im-
pulse für die Entwicklungspolitik“.

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner
Beschlussempfehlung auf Drucksache 16/4880, den ge-
nannten Antrag auf Drucksache 16/4160 anzunehmen.
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer ist
dagegen? – Enthaltungen? – Dann ist diese Beschluss-
empfehlung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
bei Gegenstimmen der Oppositionsfraktionen angenom-
men. 

Unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung emp-
fiehlt der Ausschuss die Ablehnung des Antrags der
Fraktion der FDP auf Drucksache 16/2833 mit dem Titel
„Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007 zur Reform
der Entwicklungszusammenarbeit der Europäischen
Union nutzen“. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Wer ist dagegen? – Enthaltungen? – Darf ich fra-
gen, wie die Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen hin-
sichtlich dieser Beschlussempfehlung gestimmt hat?

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir haben zugestimmt!)

– Sie haben zugestimmt. Somit ist diese Beschlussemp-
fehlung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der
Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen und der Frak-
tion Die Linke bei Gegenstimmen der FDP angenom-
men.

Weiterhin empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe c
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags
der Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen auf Druck-
sache 16/4151 mit dem Titel „Reformen für eine ge-
rechte Globalisierung – Deutsche G-8-Präsidentschaft
für Klimaschutz und nachhaltige Entwicklung nutzen“.
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer ist
dagegen? – Enthaltungen? – Die Beschlussempfehlung
ist damit mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und
der Fraktion Die Linke bei Gegenstimmen der Fraktio-
nen des Bündnisses 90/Die Grünen und der FDP ange-
nommen. 

Schließlich empfiehlt der Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung unter Buchstabe d sei-
ner Beschlussempfehlung auf Drucksache 16/4880, in
Kenntnis der Unterrichtung eine Entschließung anzuneh-
men. Wir stimmen über die Beschlussempfehlung ab.
Wer stimmt für die Beschlussempfehlung? – Wer ist da-
gegen? – Enthaltungen? – Hat sich die FDP enthalten?

(Zuruf von der FDP: Wir haben zugestimmt!)

– Sie haben zugestimmt. Somit ist die Beschlussempfeh-
lung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der
FDP-Fraktion bei Enthaltung der Fraktion des Bündnis-
ses 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke angenom-
men.1) 

1) Anlage 2
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Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt
Tagesordnungspunkt 4 c. Beschlussempfehlung des
Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Fraktionen
der CDU/CSU und der SPD mit dem Titel „Für eine
Politik der gleichberechtigten Partnerschaft mit den afri-
kanischen Ländern“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner
Beschlussempfehlung auf Drucksache 16/5311, den An-
trag der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD auf
Drucksache 16/4414 anzunehmen. Wer stimmt für diese
Beschlussempfehlung? – Wer ist dagegen? – Enthaltun-
gen? – Diese Beschlussempfehlung ist damit mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Gegenstimmen
der Oppositionsfraktionen angenommen. 

Tagesordnungspunkt 4 d. Beschlussempfehlung des
Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Fraktion
des Bündnisses 90/Die Grünen mit dem Titel „Für eine
Wiederbelebung des nuklearen Abrüstungsprozesses im
Rahmen der deutschen EU- und G8-Präsidentschaft“.
Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung
auf Drucksache 16/4586, den Antrag der Fraktion des
Bündnisses 90/Die Grünen auf Drucksache 16/3011 ab-
zulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? –
Wer ist dagegen? – Enthaltungen? – Dann ist diese Be-
schlussempfehlung bei Gegenstimmen der Fraktion des
Bündnisses 90/Die Grünen und Enthaltung der Fraktion
der FDP angenommen.

Tagesordnungspunkt 4 e. Beschlussempfehlung des
Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Fraktion
des Bündnisses 90/Die Grünen mit dem Titel „Reform-
partnerschaften mit Afrika intensivieren – Afrika muss
auf die Tagesordnung des G8-Gipfels in Deutschland
2007“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 16/5440, den Antrag der
Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen auf
Drucksache 16/2651 abzulehnen. Wer stimmt für diese
Beschlussempfehlung? – Wer ist dagegen? – Enthaltun-
gen? – Die Beschlussempfehlung ist damit mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen und der FDP-Fraktion bei
Gegenstimmen der Fraktion des Bündnisses 90/Die Grü-
nen und Enthaltung der Fraktion Die Linke angenom-
men.

Tagesordnungspunkt 4 f. Abstimmung über den An-
trag der Fraktion Die Linke auf Drucksache 16/5408 mit
dem Titel „Menschen statt Profite – Nein zu G8“. Wer
stimmt für diesen Antrag? – Wer ist dagegen? – Enthal-
tungen? – Der Antrag ist damit mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen, der Fraktion des Bündnisses 90/Die
Grünen und der Fraktion der FDP abgelehnt. 




